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Zum JahreswechselZum Jahreswechsel
ruft. Eine solche Politik hat
verheerende Wirkungen
auf die Motivation und die
Leistungsfähigkeit der öf-
fentlich Beschäftigten. Wir
werden alle solidarisch
zusammenstehen müs-
sen, um uns dieser er-
kennbaren Strategie er-
folgreich zu widersetzen.
Eine auf hohem Niveau
stagnierende Kriminalität,
ständig steigende Gefange-
nenzahlen, neue Aufga-
benzuweisungen an den
Strafvollzug stellen sowohl

die Sicherheitsbehörden,
nicht weniger aber auch
den Vollzug vor erhöhte
Anforderungen. Obwohl
die Politik diese grundle-
gende Veränderung im
Strafvollzug erkannt hat,
ist sie offenkundig nur
halbherzig bereit, die sich
daraus notwendigerweise
ergebenden Konsequen-
zen zu ergreifen. Bei allen
politisch Verantwortlichen
sollte sich die Einsicht
Raum verschaffen, dass
der Kampf gegen eine hohe
Kriminalität nicht nur eine
effiziente Polizei, sondern
ebenso dringend einen
wirksamen, funktions-
tüchtigen Strafvollzug er-

Liebe Leserin,
lieber Leser,
wir bedanken uns bei Ih-
nen für das im abgelaufe-
nen Jahr weiter gewachse-
ne und in Zuschriften viel-
fach bekundete Interesse
an unserer Fachzeit-
schrift. Die Redaktion wird
sich auch am Beginn eines
neuen Jahrtausends dar-
um bemühen, Sie ausführ-
lich und aktuell über die
gewerkschaftlichen
initiativen des BSBD
und neue Entwick-
lungen im Bereich des
Strafvollzuges zu un-
terrichten. 
Das Jahr 2000 kann
im Rückblick durch-
aus positiv bewertet
werden. Die Bundes-
regierung hat mehr
Fortune entwickelt,
die wirtschaftliche
Entwicklung nimmt
Kurs auf einen sich
selbst tragenden Auf-
schwung und für den
allgemeinen Vollzugs-
dienst sowie den
Werkdienst ist die
haushaltsrechtliche
Umsetzung eines ers-
ten Teilschrittes zur
Ausschöpfung der
verbesserten Ober-
grenzen erfolgt. Wäre
da nicht das unsägli-
che Gezerre um die
Übertragung des für
den öffentlichen
Dienst abgeschlossenen
Tarifvertrages auf den Be-
amtenbereich, hätten
auch die öffentlich Be-
schäftigten rundherum
zufrieden sein können.
Das hartnäckige Bestre-
ben der Bundesregierung,
einen Keil zwischen die Be-
schäftigtengruppen des öf-
fentlichen Dienstes zu trei-
ben, setzt jedoch eine Poli-
tik fort, die den öffentli-
chen Dienst mit Blick auf
die Personalkosten pau-
schal zum Sündenbock für
Fehlentwicklungen ab-
stempelt und zum Teil aus
populistischen Gründen
nach Zurückdrängung der
öffentlichen Verwaltung

fordert. So gesehen lei-
stet auch der Strafvoll-
zug mit seinen Beschäf-
tigten einen wesentli-
chen Beitrag zur inneren
Sicherheit unserer Ge-
sellschaft. Was die Polizei
angeht, so besteht allge-
meiner Konsens darüber,
dass im Hinblick auf die er-
höhten Anforderungen die
Laufbahnen dieser Berufs-
gruppe attraktiv auszuge-
stalten sind. Dabei kann
und darf nicht übersehen
werden, dass auch den Be-

schäftigten des Strafvoll-
zuges bei vergleichbaren
Anforderungen verbesser-
te Berufsperspektiven zu-
gebilligt werden müssen.
Der BSBD sieht für das
Jahr 2001 seine vorran-
gigste Aufgabe darin, alle
politischen Möglichkei-
ten zu nutzen, um die be-
rechtigten Anliegen der
Strafvollzugsbedienste-
ten hörbar und im politi-
schen Raum mehrheits-
fähig zu machen. Das ist
gewerkschaftlicher Auf-
trag im Interesse der Be-
schäftigten des Vollzuges
und zugleich gesell-
schaftlicher Auftrag im
Interesse des Schutzes

der Allgemeinheit.
Neue Aufgaben warten auf
ihre Bewältigung, wei-
tergehende Ziele sind be-
stimmt, um die wirtschaft-
lichen und sozialen Posi-
tionen der Beschäftigten
zu sichern und zu verbes-
sern. Darüber hinaus ist
die Funktionstüchtigkeit
und Effizienz des Vollzuges
fortzuentwickeln. Dafür ist
ein energischer politischer
Handlungswille erforder-
lich. Diesen zu erzeugen,
wird eine der herausra-

gendsten Aufgaben des
BSBD im neuen Jahr sein.
Für das neue Jahr wün-
schen wir uns, dass „Der
Vollzugsdienst“ einen im-
mer breiteren Leserkreis
findet und die Leser selbst
sich durch aktuelle Zu-
schriften in Gestalt von Le-
serbriefen und Berichten
an der inhaltlichen Gestal-
tung der Zeitschrift in ver-
stärktem Maße beteiligen.
Ihnen und Ihren Angehö-
rigen wünschen wir Frie-
den und Gesundheit, be-
ruflichen Erfolg, persön-
liche Zufriedenheit und
ein glückliches neues
Jahr!
Ihre Landesredaktion
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Haushaltsentwurf 2001 im Parlament eingebracht

BSBD-Forderungen teilweise übernommen

Z u dem am 29. November 2000 eingebrachten Haushaltsentwurf 2001 und nach dessen 1. Lesung am
6. Dezember 2000 im Landtag von NRW erklärte Landesvorsitzender W. Bokermann in einer ersten
Stellungnahme für die Gewerkschaft Strafvollzug: „Wir finden einen Teil der BSBD-Forderungen zum

Personalhaushalt 2001 in der Gesetzesvorlage der Landesregierung wieder. Aber das, was die rot-grünen
Koalitionäre für die Strafvollzugsbediensteten an lobenswerten Absichten auf den Weg gebracht haben,
kann nicht alles sein. Wir vermissen die längst überfälligen strukturellen Verbesserungen für die Laufbahn des
gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienstes. Zugleich fragen wir, wann die weiteren − 1997 in einem ers-
ten Schritt erfolgten − Überleitungen für die Laufbahnen des allgemeinen Vollzugsdienstes und des Werkdien-
stes erfolgen? Es geht um die Anerkennung der beruflichen Leistungen der Strafvollzugsbediensteten und um
die Erhaltung und Förderung der beruflichen Motivation der Kolleginnen und Kollegen durch Schaffung aus-
gewogener, aufgaben- und leistungsgerechter Besoldungsstrukturen!“ 

Im Hinblick auf den Personal-
haushalt für 2001 haben Ver-
treter der BSBD-Landeslei-
tung bereits im April 2000 er-
ste Gespräche mit leitenden
Mitarbeitern des Justizmini-
steriums geführt. 
Dabei haben die Gewerkschaf-
ter sowohl strukturelle Ver-
besserungen für die Laufbah-
nen des gehobenen und mittle-
ren Dienstes als auch eine be-
trächtliche Heraufsetzung der

seitens des Justizministe-
riums vorgesehenen Zahl von
170 Ersatzeinstellungen im
Bereich des allgemeinen Voll-
zugsdienstes und des Werk-
dienstes für das Jahr 2001 ge-
fordert. 
Erst nach mehreren Unterre-
dungen mit Parlamentariern
aller im Landtag vertretenen
Parteien sowie mit Justizmini-
ster Jochen Dieckmann be-
gann sich etwas zu bewegen.

Makaberer Höhepunkt
beim „Haushaltspuzzle“
Um so mehr traf den BSBD die
von Finanzminister Peer
Steinbrück dem Kabinett un-
ter dem 28.08. 2000 zugeleite-
te Vorlage, worin dieser for-
dert: 
● Die Übernahme von Anwär-

tern im sog. anwärtergespei-
sten Bereich, z. B. dem Straf-
vollzug, ist solange zurück-
zufahren, bis die 135 kw-
Stellen im mittleren Verwal-
tungsdienst des Vollzuges
erwirtschaftet worden sind. 

● Verzicht auf strukturelle
Verbesserungen (z. B. Ver-
besserung von Stellenplan-
obergrenzen, Überleitun-

gen,) u. a.
im Strafvoll-
zug, damit
die im rot-
grünen-
Koalitions-
vertrag für
den Polizei-
bereich be-
absichtig-
ten strukturellen Verbesse-
rungen (Einführung der
zweigeteilten Laufbahn) re-
alisiert werden können.

Eine in der Tat mehr als zwei-
felhafte Solidaritätsforderung
des Finanzministers. Dass
auch der Strafvollzug unlösba-

rer Bestandteil der Inneren Si-
cherheit ist, scheint sich Fi-
nanzminister Peer Stein-
brück noch nicht erschlossen
zu haben.
Und dies alles vor dem Hinter-
grund 
● von durch die Beamten-

schaft in NRW im Bereich

der Besoldung und Versor-
gung in den Jahren 1991 bis
1999 bereits erbrachten
Einsparbeträgen (z. B. auf-
grund von Besoldungsver-
schiebungen oder das Fest-
schreiben der Sonderzu-
wendungen) in Höhe von DM
2,4 Mrd 

sowie
● von strukturellen Einspa-

rungen ab dem Jahr 2000
durch Maßnahmen im Be-
soldungs- und Versorgungs-
bereich in Höhe von jährlich
1 Mrd. DM. 

Diese Zahlen und Fakten bele-
gen einmal mehr: In NRW wird
Haushaltssanierung zu La-
sten der Beamtinnen und Be-
amte betrieben.

Der Entwurf des
Personalhaushalts 2001 sieht vor:
Um nicht wieder gutzuma-
chenden Schaden vom Straf-
vollzug und dessen Bedienste-
ten abzuwenden, ist der BSBD
den als skandalös zu bewer-
tenden Planungen des Finanz-
ministers auf allen politischen
Ebenen mit größtem Nach-
druck entgegengetreten. Das
Ergebnis dieser Bemühungen
hat seinen Niederschlag im
Personalhaushalts-Entwurf
2001 wie folgt gefunden:
● Die Übernahme der Anwär-

ter/Innen im mittleren
Dienst des Strafvollzuges
bleibt gesichert.

● Der überwiegende Teil der
Kolleginnen und Kollegen
des mittleren Verwaltungs-
dienstes mit einem bis zum
31.12. 2000 befristeten Be-
schäftigungsverhältnis
kann zunächst als Aushilfs-
und Vertretungskräfte im
Rahmen eines längstens auf
12 Monate befristeten Ar-
beitsvertrages eine Wei-
terbeschäftigung erfahren.

● Die Zahl der Ersatzeinstel-
lungen für den allgemeinen

Vollzugsdienst und Werk-
dienst für das Jahr 2001
wird von 170 auf 310 herauf-
gesetzt.

● Die zweite Rate − von insge-
samt fünf Raten − der durch
den BSBD initiierten „Ver-
ordnung über Stellenober-
grenzen für den mittleren
Dienst bei Vollzugsanstalten
des Landes NRW“ kommt
mit zusätzlichen 277 Stel-
lenhebungen zum Tragen:
188 Beförderungen zum Ju-

stizvollzugshauptse-
kretär,

18 Beförderungen zum
Hauptwerkmeister,

67 Beförderungen zum Ju-
stizvollzugsamtsin-
spektor und

7 Beförderungen zum Be-
triebsinspektor.

Zusammen mit der Schlüssel-
ung der Planstellenzugänge
1998 ergeben sich neben den
normalen Stellenbesetzungen
insgesamt 375 zusätzliche
Beförderungsmöglichkei-
ten.

Die BSBD-Forderungen
Dazu Landesvorsitzender W.
Bokermann: „Wir begrüßen
grundsätzlich die mit dem Per-
sonalhaushalt für 2001 ver-
folgten Absichten der Landes-
regierung. Diese bleiben indes
erheblich hinter den vom

BSBD bereits seit langem mit
großem Nachdruck geforder-
ten strukturellen Verbesse-
rungen zurück. Der Strafvoll-
zug hat sich für seine Bedien-
steten zur „Einbahnstraße“
entwickelt. Seit Jahren über-

Finanzminister
Peer Steinbrück
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belegte Vollzugsanstalten, ein
Sockelbetrag von 500.000
Über- und Mehrarbeitsstun-
den, ein Personal-Defizit von
900 Kräften im allgemeinen
Vollzugsdienst und Werk-
dienst sowie eine immer
schwieriger werdende Klientel
sind eindeutiger Beweis für die
kritische Lage dieses sozialen
Dienstes im Bereich der Inne-
ren Sicherheit.“
Um in dieser angespannten Si-
tuation die Motivation der
Strafvollzugsbediensteten
nicht noch mehr aufs Spiel zu
setzen, sind die nachfolgend
genannten − längst überfälli-
gen − strukturellen Verbesse-
rungen mit dem Haushaltsge-
setz 2001 auf den Weg zu brin-
gen:
● Für die Laufbahn des geho-

benen Vollzugs- und Ver-
waltungsdienstes die Über-
leitung der Stellen für 16
„Stellvertreter von Anstalts-
leitern, die zugleich Aufga-
ben eines Verwaltungslei-
ters wahrnehmen“, von
BesGr A 12 bzw. BesGr A 13

(gD) nach BesGr A 13 (hD)
BBO. Diese Funktionsträger
vertreten Behördenleiter,
die entweder in BesGr A 15
oder BesGr A 16 BBO besol-
det werden.

● Für die Laufbahn des allge-
meinen Vollzugsdienstes,
die − mit dem Haushaltsge-
setz 1997 bereits begonnene
− Überleitung von weiteren
35 Ämtern für „Leiter/Innen
des allgemeinen Vollzugs-
dienstes“ von BesGr A 9 m.Z.
nach BesGr A 10 BBO, dar-
unter 6 Stellen für Leiter des
Krankenpflegedienstes der
größten Vollzugseinrichtun-
gen des Landes (2 geriatri-
sche Abteilungen einge-
schlossen).

● Für die Laufbahn des Werk-
dienstes, die − mit dem
Haushaltsgesetz 1997 be-
reits begonnene − Überlei-
tung von weiteren 25 Äm-
tern für „Werkdienstleiter“
von BesGr A 9 m.Z. nach
BesGr A 10 BBO.

● Für die Laufbahn des mitt-

Finanzierung
durch Leistungsprämien
„Wir setzen auf die Einsichts-
fähigkeit der Landesregierung.
Der Strafvollzug in unserem
Land muss eine nachhaltigere
Unterstützung erfahren, wenn
die Innere Sicherheit nicht
noch mehr strapaziert werden
soll. 
Die Finanzierung der geforder-
ten strukturellen Verbesse-
rungen kann nach Auffassung
des BSBD“, meint Landesvor-
sitzender W. Bokermann, „na-

hezu problemlos durch die von
Finanzminister Steinbrück
für 2001 gestrichenen Leis-
tungsprämien − auf den Straf-
vollzug bezogen immerhin
mehr als 2 Mill. DM − erfolgen.
Schließlich handelt es sich
hierbei um Gelder, die den Be-
amtinnen und Beamten im
Rahmen des Dienstrechtsre-
formgesetzes durch Kürzung
der Bezüge dauerhaft vorent-
halten werden.“

leren Verwaltungsdienstes
in einem ersten Schritt die
Überleitung der Stellen für
18 „Leiter der Vollzugsge-
schäftstellen“ und 19 “ Ver-
walter der Zahlstellen“ von
BesGr A 9 bzw. A 9 m.Z. nach
BesGr A 10 BBO.

Als vordringlich bewertet der
BSBD außerdem

● die Erhöhung der Zahl der

Ersatzeinstellungen von
310 auf 350.

Diese Maßnahme ist jetzt um-
so wichtiger, als die Zahl der
Ersatzeinstellungen der vor-
aussichtlich bis zum Jahres-
ende 2001 ausscheidenden ca.
450 Kolleginnen und Kollegen
durch das Justizministerium
seinerzeit um mehr als 200
einfach zu niedrig angesetzt
worden ist.

Hat der Behandlungsvollzug in NRW noch eine Zukunft?
Personalrätekonferenz diskutiert Rahmenbedingungen der künftigen Vollzugsgestaltung

Im Mittelpunkt der BSBD-Personalrätekonferenz am 22. und 23.
November 2000 in Krefeld stand die Frage: Ist die Sicherstellung
des Behandlungsvollzuges vor dem Hintergrund einer bedrücken-

den Personalentwicklung, des Ansteigens der Mehrarbeits- und Über-
stunden sowie einer sich unter negativen Vorzeichen verändernden
Klientel noch zu gewährleisten?. Als Referenten standen u. a. der Prä-
sident des Justizvollzugsamts Rheinland, Dr. Klaus Koepsel, und der
Präsident des Justizvollzugsamts Westfalen-Lippe, Klaus Hübner, zur
Verfügung. Darüber hinaus informierte die stv. Leiterin der Justizaka-
demie in Recklinghausen, Gabriele Büskens, die Teilnehmer über die
Grundlagen der neuen Steuerungsmodelle und den gegenwärtigen
Stand der Organisationsentwicklung.

Aufmerksam folgten die Konferenzteilnehmer den visionären Ausführungen der Präsidenten der Vollzugsämter Rheinland und Westfalen-Lippe. Dr.
Klaus Koepsel (mittlerer Tisch rechts) und Klaus Hübner (mittlerer Tisch Mitte) forderten die Personalvertreter zu kritischer Begleitung der Verände-
rungsprozesse auf. Die Moderation der Veranstaltung lag in Händen des stv. Landesvorsitzenden Klaus Jäkel (mittlerer Tisch links).

Seitens der Präsidenten der
beiden Justizvollzugsämter
wurden die Teilnehmer zu-
nächst über die absehbaren
Auswirkungen jener Zu-
kunftsentwicklungen infor-
miert, die mit der Einführung

der neuen Steuerungsinstru-
mente eingeleitet werden.
Budgetierung, dezentrale Res-
sourcenverantwortung sowie
die Einführung der Kosten-
und Leistungsrechnung wer-
den die Arbeit in den nord-

rhein-westfälischen Vollzugs-
einrichtungen revolutionie-
ren. Ausgehend von Erfahrun-
gen im Ausland, hier insbeson-
dere der Schweiz, soll künftig
betriebswirtschaftliches Den-
ken im Strafvollzug Einzug
halten. Die Präsidenten ver-
wiesen auf die positiven

Schweizer Erfahrungen und
prognostizierten eine deutli-
che Effizienzsteigerung. Die
Vollzugsanstalten des Landes
würden sich grundlegend
wandeln und hin zu Dienstlei-
stungseinrichtungen für die
Gesellschaft entwickeln müs-
sen. 

Regieren bald Angebot
und Nachfrage den Vollzug?
Neue Denkansätze, erklärten
die Chefs der Mittelbehörden,
seien erforderlich, um be-
triebswirtschaftliche Prinzi-
pien im Vollzug einzuführen.

So sei es denkbar, dass jede
Einrichtung die Produkte ihrer
Angebotspalette kostenmäßig
darstelle und den Tagessatz
für die Unterbringung und Be-
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handlung eines Gefangenen
offenlege. Vorstellbar sei eben-
falls, dass die Staatsanwalt-
schaften als Vollstreckungs-
behörden ein bestimmtes Bud-
get zugeteilt erhielten und
Hafttage von den Vollzugsein-
richtungen einkauften. Wäh-
len könnten sie dabei unter
den konkurrierenden Angebo-
ten der Vollzugseinrichtun-
gen. Die Staatsanwaltschaften
hätten dann die Möglichkeit, je
nach den Erfordernissen des
Einzelfalles sowohl qualitative
als auch kostenmäßige
Schwerpunkte zu setzen. Für
die um die Gefangenen kon-
kurrierenden Vollzugseinrich-
tungen bedeute dieses Verfah-
ren, möglichst kostengünstig
ein qualitativ hochwertiges Be-
handlungsangebot vorzuhal-
ten, um sich „am Markt“ be-
haupten und durchsetzen zu
können. 
Diese − vielen Konferenzteil-
nehmern fremde − Denkweise
wurde nicht ohne Skepsis auf-
genommen. Die Schaffung
praktisch eines Marktes für
vollzugliche Leistungen, so ein
Teilnehmer, unterlaufe im
Endeffekt das Primat der Poli-
tik. Sollten aufgrund steigen-
der Gefangenenzahlen und
nicht mitwachsender Budgets
die Mittel für einen sachlich ge-
botenen, qualitativ hochwerti-
gen Behandlungsvollzug feh-
len, dann zwinge der Kos-
tendruck dazu, zum Verwahr-
vollzug früherer Prägung zu-
rückzukehren. Eine solch ab-
sehbare Entwicklung könne
allerdings nicht im Interesse
des Strafvollzuges liegen. 
Ein anderer Teilnehmer be-
zweifelte, ob die reinrassige
Einführung von Marktprinzi-
pien rechtlich überhaupt zu-
lässig sei. Das Strafvollzugsge-
setz garantiere schließlich je-
dem Rechtsbrecher einen ge-
richtlich einklagbaren An-
spruch auf Resozialisierung.
Dieser Anspruch gelte auch

dann, wenn das Budget aufge-
braucht sei. 
Vorgetragen wurde zudem die
Befürchtung, die ausschließli-
che Betrachtung vollzuglicher
Leistungen unter Wirtschaft-
lichkeitsgesichtspunkten kön-
ne einen enormen Konzentra-
tionsdruck auslösen. Größere
Einrichtungen seien erfah-
rungsgemäß mit einem gerin-
geren Personaleinsatz je Un-
terbringungseinheit zu betrei-
ben als kleine. In diesem Fall
müsste sich der Vollzug von je-
nen kleineren Einrichtungen
trennen, die im Interesse eines
differenzierten Vollzugsange-
bots so überaus wichtig seien.
Eine solche Entwicklung, er-
läuterte ein Vertreter der Lan-
desleitung, berge die Gefahr
des Entstehens von „Mam-
mutschließfächern“ in sich,
vor der der BSBD seit Jahren
warnend den Zeigefinger erhe-
be. Ungeklärt sei im übrigen,
welche Maßnahmen ergriffen
werden könnten, wenn einige
Anstalten überbelegt, andere
jedoch nur unterdurch-
schnittlich ausgelastet seien.
Das steuernde und regelnde
Einschreiten einer übergeord-
neten Instanz vertrage sich
schließlich nicht mit der Ein-
führung von Marktgesetzen.
Außerdem könnten diese Ge-
setze nur funktionieren, wenn
das Haftplatzangebot größer
sei als der tatsächliche Bedarf,
weil andernfalls kein Kos-
tendruck auf die Vollzugsein-
richtungen ausgeübt werden
könne.
Weitere Gedankenspiele gin-
gen von dem Szenario aus, wel-
che rechtlichen und prakti-
schen Konsequenzen denkbar
seien, wenn der Vollzug in An-
wendung marktwirtschaftli-
cher Prinzipien das Haftplatz-
angebot durch befristete Still-
legung von Vollzugseinrich-
tungen künstlich verknappe,
um „am Markt“ höhere Preise
durchsetzen zu können?

Vollzug sieht sich mit Nachwuchs-
problemen konfrontiert
Mit Besorgnis wurde seitens
der Präsidenten auf die man-
gelnde Eignung der Bewerbe-
rinnen und Bewerber für die
Laufbahn des allgemeinen
Vollzugsdienstes aufmerksam
gemacht. Landesweit könnten
gegenwärtig ca. 170 Stellen
nicht zeitnah besetzt werden,
was ein unvertretbares Anstei-
gen der Mehrarbeits- und

Überstunden zur Folge habe. 
Dieses seit längerer Zeit zu be-
obachtende Phänomen führe
zu der beklagenswerten Situa-
tion, dass der Strafvollzug ver-
mehrt Schwierigkeiten habe,
den Ersatzbedarf für den allge-
meinen Vollzugsdienst zu be-
friedigen. 
Sollten diese Probleme auf
Dauer anhalten, müsse nach

anderen Wegen aus der Misere
gesucht werden. So sei im Rah-
men grundsätzlicher Erwä-
gungen errechnet worden,
dass bei Rückkehr zur 40-
Stunden-Woche Arbeitskraft
in einer Größenordnung von
300 Bediensteten zusätzlich
zur Verfügung stehe. 
Bei längerfristig anhaltenden
Nachwuchsproblemen, dürfe
man sich in dieser Hinsicht
keine Denkverbote auferlegen,
zumal die überwiegende Zahl
der Bundesländer die Verlän-
gerung der Arbeitszeit bereits
vollzogen habe. 
Derartige Überlegungen wur-
den seitens der Konfe-

renzteilnehmer mit Blick auf
die zu Beginn der 90er Jahre
durch Einkommensverzicht
teuer erkaufte Arbeitszeitver-
kürzung auf 38,5 Stunden/
Woche nachdrücklich zurück-
gewiesen. Die Grenze des Zu-
mutbaren für den öffentli-
chen Dienst sei bereits seit
langer Zeit überschritten.
Die zahlreichen Sparmaß-
nahmen der zurückliegen-
den Jahre hätten das Ver-
trauen in die Politik grundle-
gend erschüttert. Bei wei-
teren Restriktionen sei mit
massenhafter Flucht in die
innere Kündigung zu rech-
nen.

Neue Steuerungsinstrumente:
Heilsbringer für den Vollzug?

Gabriele Büskens (stehend), stv. Leiterin der Justizakademie in Reckling-
hausen, erläuterte den Personalvertretern kenntnisreich Grundlagen
und Ziele der neuen Steuerungsinstrumente. 

Dem Appell beider Präsidenten
an die Konferenzteilnehmer,
die neuen Steuerungsinstru-
mente in enger Zusammenar-
beit mit der Administration
einzuführen, begegneten die
Personalvertreter mit dem
Hinweis, dass es der gesetzli-
che Auftrag der Personalräte
sei, in dem sicherlich notwen-
digen Veränderungsprozess
den berechtigten individuellen
Interessen der Kolleginnen
und Kollegen angemessen Ge-
hör und Geltung zu verschaf-
fen. Solange diese Interessen
Berücksichtigung fänden,
könnten ausufernde Konflikte
sicherlich vermieden werden.
Im weiteren Verlauf der Veran-
staltung referierte Gabriele
Büskens über die Grundlagen
und Ziele der neuen Steue-
rungsinstrumente und erläu-
terte den Konferenzteil-
nehmern sehr detailliert und

anschaulich, welch enorme
Veränderungen auf den Voll-
zug künftig zukommen. So
werde mit der Einführung der
Budgetierung verstärkt eigen-
verantwortliches Handeln und
ein wirtschaftlicherer Umgang
mit den verfügbaren Ressour-
cen bezweckt. Der Abschied
von den derzeit geltenden
Haushaltsgrundsätzen erfor-
dere eine Abkehr von der ka-
meralistischen und eine Hin-
wendung zur kaufmännischen
Buchführung. Das Gelingen
der angestrebten Veränderun-
gen hänge ganz wesentlich da-
von ab, dass die einzuleiten-
den Prozesse durch die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter
mitgetragen würden. Deshalb
komme der Fortbildung des
Personals besondere Bedeu-
tung zu, zumal das Betreten
unbekannten Terrains Unsi-
cherheit auslöse. Mit der Ein-



DER VOLLZUGSDIENST 1/2001 33

Nordrhein-WestfalenNordrhein-Westfalen
führung der neuen Steue-
rungsinstrumente werde eine
Verschlankung der Verwal-
tung durch Beschleunigung
der Verfahrensabläufe ange-
strebt. Im Rahmen des zuge-
billigten Budgets solle Hand-
lungsfreiheit an die Stelle der
derzeit bekannten komplexen
Entscheidungsprozesse tre-
ten. Die Delegation von Kom-
petenzen, erläuterte Gabriele
Büskens, beinhalte naturge-
mäß auch Risiken, die nicht
unterschätzt werden dürften.
So seien egoistische Entwick-
lungen denkbar, die Ziel und
Auftrag der Organisation ne-
gativ beeinflussen könnten.
Solcherlei Mängel gelte es im
Rahmen der Personalentwick-
lung zu beheben und abzustel-
len. Die aufschlussreichen, er-
hellenden und informativen
Ausführungen der Referentin
zum künftigen Haushalts-
recht, zur dezentralen Res-
sourcenverantwortung sowie
zur Kosten- und Leis-
tungsrechnung erzeugten bei
den Konferenzteilnehmern
Nachdenklichkeit und die Sor-
ge, mit dem koordinierten Ein-
satz der neuen Steuerungsin-
strumente könne vorrangig die
Erschließung weiterer Syner-
gieeffekte bezweckt werden,
dem sich die persönlichen und
beruflichen Belange der Kolle-
ginnen und Kollegen im Zwei-
fel unterzuordnen hätten.
Auf die Einführung der neu-
en Steuerungsinstrumente,
auf die ständigen Prozesse
der Personal- und Organisa-
tionsentwicklung müssen
sich die Personalvertretun-
gen der Vollzugsbedienste-
ten, diese Erkenntnis wurde
allen Konferenzteilnehmern
deutlich, angemessen und
intensiv vorbereiten, um die
berechtigten Interessen der
Kolleginnen und Kollegen
sachgerecht wahrnehmen zu
können. 
Die Nutzbarmachung sy-
stemimmanenter Ressour-
cen, die Verwirklichung der
„schlanken Verwaltung“
wird sich nicht ohne Rei-
bungsverluste und Belastun-
gen realisieren lassen. Dafür
zu sorgen, dass bei der Umge-
staltung der Verwaltung
nicht Menschen auf der
Strecke bleiben, wird die vor-
nehmste Aufgabe der Perso-
nalvertretungen sein. 

GlosseGlosse

Tach
auch
Justus
Anonymus

Wichtiger
denn je:

Mitgliedschaft
im BSBD

Mitgliedschaft
im BSBD

Na, wie jehdet? Letz-
tens hap ich en biss-
ken mit ’nen Kolleje

jeklönt. Der kam aus eine
andere JotVauA. Wir haben
so über dit un dat jeredet,
übert Leidbild (habter auch
schon eins?), über Nach-
dienst, Überstunden, Kilo-
meterpauschale (Ich fall na-
türlich jenau unter die zehn
Kilometer!), Jehaltserhö-
hung (wat für ’ne Jehaltser-
höhung?) un sowat. 
Irjendwie kamen wir auf die
einjetrajenen Partnerschaf-
ten, Se wissen schon, wo
die Schwule jetz auch heira-
ten dürfen. „Tja“, sach ich
so, „wie is dat dann nu mit
die einjetrajenen Partner-
schaften, ich mein, dürfen
die jetz auch Langzeitbesu-

che bei euch machen?“
„Och“, set de Kolleje, „dat is
öberhaupt keen Problem,
dat hammer schon all in
unsere letzte Konferenz be-
sprochen. Wir überlejen jetz
sogar, ob wer nich im Frau-
enknast ’ne neue Berufs-
ausbildung anbieten?“ −
„Wie, neue Berufsausbil-
dung, wat soll dat denn, is
Frisöse jetz nimmer jut je-

nuch?“ − „Jau“, set de Kol-
leje, „letztens jabet doch
son Jerichtsurteil in Berlin,
dat hat jesacht, dat die Pro-
stitution in irjend so ’nem
Kaffee „Pssst“ oder so ähn-
lich nich unehrenhaft und
illejal is, weil de Damen
vonnet horizontale Jewerbe
da nach Tarif bezahlt wer-
den, un jetz könnte man dat
doch eijentlich als Lehrbe-

ruf anbieten für de Resotz-
jalisierung. Unsere Mädels
haben da sowieso ein Na-
turtalent, dat schon früh je-
fördert wurde, dann könn-
ten wir im Rahmen vonne
Büttschetierung auch noch
weitere Dienstleistungsan-
jebote machen, natürlich
nur voll lejal, is ja klar!“ −
„Ich jlaub, bei euch ist jetz
auch noch BeEsE ausjebro-

chen!“, sach ich so aus
Quatsch. − „Ne, BeEsE hof-
fe ich noch nich, aber Pe-
TeEsDe“: − „PeTe watt?“ −
„PeTeEsDe, dat heiß Post
Traumatisches Schtress Je-
döns, ich weiset nich mehr
so jenau, jedenfalls krisse
dat, wenne mächtich
Schtress has.“ − „Au“, sach
ich, „hoffentlich hasse mich
jetz nich anjeschteckt“.

Langzeitbesuche
künftig anders?
Langzeitbesuche
künftig anders?
Langzeitbesuche
künftig anders?

Der Strafvollzug braucht Kontinuität
BSBD im Gespräch mit MdL Sybille Haußmann (Bündnis 90/Die Grünen)

Am 25. Oktober 2000 wurde sie als Mitglied des Landtages von NRW
vereidigt, nachdem sie infolge der Mandatsniederlegung durch Dr. Mi-
chael Vesper, Minister für Städtebau und Wohnen, von der Liste „Bünd-
nis 90/Die Grünen“ nachgerückt war. Die Rede ist von MdL Sybille
Haußmann, neue rechtspolitische Sprecherin der Fraktion von Bündnis
90/Die Grünen, die damit die Nachfolge von MdL Brigitte Herrmann
angetreten hat.

MdL Sybille Haußmann, rechtspo-
litische Sprecherin der Fraktion
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Bereits am 21. November 2000
kam es zu einem ersten Ge-
dankenaustausch zwischen
der gerade zur rechtspoliti-
schen Sprecherin ihrer Frak-
tion gekürten Politikerin und
Vertretern der BSBD-Landes-
leitung, den Kollegen W. Bo-
kermann und Th. Wieczorek.
Die Abgeordnete, von Haus
aus Sozialarbeiterin und in
personalvertretungsrechtli-
chen Angelegenheiten sehr er-
fahren, zeigte viel Verständnis
für die Belange des Vollzuges
und die seiner Bediensteten,
insbesondere was deren Be-
nachteiligung gegenüber der
Polizei angeht. Dabei sicherte
MdL Sybille Haußmann den
Strafvollzugsbediensteten im
Rahmen ihrer Möglichkeiten
als Mitglied des Rechtsaus-

schusses ihre volle Unterstüt-
zung zu.
Anknüpfend an die vielen
fruchtbaren Gespräche mit
der früheren Abgeordneten
Christiane Bainski von Bünd-
nis 90/Die Grünen waren als-
bald gemeinsame Schwer-
punkte aus dem Bereich des
Strafvollzuges ausgemacht.
BSBD-Landesvorsitzender Bo-
kermann ging zunächst auf
die bedrückende Personalsi-
tuation des Strafvollzuges ein.
So habe der BSBDmit Hilfe sei-
ner Untergliederungen „vor
Ort“ einen Personalfehlbe-
stand von 900 Kräften allein in
den Laufbahnen des allgemei-
nen Vollzugsdienstes und des
Werkdienstes ausgemacht.
Für die Richtigkeit dieser Fest-
stellung spreche offenbar vie-

les, denn selbst eine von Ju-
stizminister Jochen Dieck-
mann eingesetzte Arbeits-
gruppe habe für eben diese
beiden Laufbahnen immerhin
ein Personaldefizit von 523
Stellen konstatiert. 
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Bedrückende Personalsituation
Diese Entwicklung, so resü-
mierte stv. BSBD-Landesvor-
sitzender Wieczorek, führe
nicht nur zu einem nahezu un-
auflösbaren Sockelbestand
von rund 500.000 Mehrar-
beits- und Überstunden, den
die Strafvollzugsbediensteten
als dauernden Ballast vor sich
her schöben, sondern auch zu
einem Dauerstress, der die
Kolleginnen und Kollegen viel-
fach krank mache. 
Hinzu komme, dass den Straf-
vollzugsbediensteten immer
neue Aufgaben aufgebürdet
würden, während die finan-
zielle Anerkennung der Arbeit
„auf der Strecke“ bleibe.
„Da ein Freizeitausgleich für
geleistete Mehrarbeit infolge
des hohen Personaldefizits nur
in beschränktem Maße möglich
ist und zusätzliche Haushalts-
mittel zu deren Auszahlung so
gut wie gar nicht zur Verfügung
stehen, muss die Bezahlung
von Mehrarbeit aus freigehalte-
nen Stellen erfolgen. Genau
das ist aber kontraproduktiv,
denn wir bewegen uns bei die-
ser Art von Sachbehandlung im
Kreis. Erschwerend kommt
hinzu, dass den für 2000 er-
warteten Personalabgängen
von rd. 450 Mitarbeiter/Innen
aufgrund viel zu niedriger
Schätzungen des Justizmini-

steriums nur knapp die Hälfte
von im Jahre 1998 vorgenom-
menen Ersatzeinstellungen ge-
genübersteht. 

Selbst der für 2001 geplante Er-
satzbedarf von 310 Einstellun-
gen ist im Hinblick auf die Per-
sonalabgänge des Jahres
2003 nicht in der Lage, die Ver-
säumnisse des Jahres 1998 −
auf die der BSBD immer wieder
hingewiesen hat − annähernd
auszugleichen. Mindestens
muss der geplante Ersatzbe-
darf im Haushaltsjahr 2001
auf 350, besser noch auf 400,
heraufgesetzt werden. 

Es ist und bleibt das Geheimnis
der Politik, wie allein unter die-
sen misslichen personellen Vor-
aussetzungen ein an den ge-
setzlichen Vorgaben orientier-
ter Vollzug seinen Beitrag zur
Wiedereingliederung straffällig
gewordener Menschen leisten
und zum Erhalt der Inneren Si-
cherheit beitragen soll“, erklär-
te der BSBD-Vorsitzende Bo-
kermann der von der fatalen
Personalentwicklung sichtlich
überraschten Politikerin, die
für die auch aus ihrer Sicht
prekäre Personal- und Über-
stundensituation schließlich
die derzeit angespannte finan-
zielle Lage des Landes verant-
wortlich machte.

Kritische vollzugliche Lage
BSBD-Vize Wieczorek erläu-
terte der rechtspolitischen
Sprecherin der Fraktion von
Bündnis 90/Die Grünen die
kritische vollzugliche Lage.
Diese sei zum einen durch die
fortwährende Überbelegung
der meisten Vollzugseinrich-
tungen des Landes, zum ande-
ren durch einen Ausländeran-
teil von über 30 v.H., durch ei-
ne zunehmende Gewaltbereit-
schaft der Gefangenen unter-
einander und gegenüber Be-
diensteten sowie durch eine
vermehrt der organisierten

Kriminalität zuzurechnende
Gefangenenklientel gekenn-
zeichnet. 
Darüberhinaus verwies der
Gewerkschafter auch auf die
Gefahren des Drogenhandels
im Vollzug, der mancherorts
durch Gefangene aus dem ma-
fiösen Milieu kontrolliert wer-
de. 
„Die daraus entstehenden Ab-
hängigkeiten der Gefangenen
untereinander machen vielfach
gute vollzugliche Ansätze ka-
putt“, erläuterte der stv. BSBD-
Vorsitzende.

Verbesserung der beruflichen
Perspektiven gefordert
Breiten Raum nahm in dem
Gespräch mit MdL Sybille
Haußmann die Forderung des
BSBD nach Verbesserung der
beruflichen Perspektiven für
die Strafvollzugsbediensteten
ein. 
BSBD-Vorsitzender Boker-

mann stellte zunächst fest,
dass sich der weitaus überwie-
gende Teil der Mitarbeiter/In-
nen des Vollzuges − allesamt
Garanten des Erhalts der In-
neren Sicherheit − im Hinblick
auf die Realisierung berufli-
cher Perspektiven z. B. im Ver-

gleich mit der Polizei immens
benachteiligt sähe. Die Vor-
zugsbehandlung der Polizei
(Einführung der zweigeteilten
Laufbahn) als Ausfluss der
Koalitionsvereinbarungen
werde in der Tat durch die Ka-
binettvorlage von Finanzmini-
ster Peer Steinbrück vom 28.
August 2000 manifestiert. Die
damit einhergehende Forde-
rung des Finanzministers, u.
a. für den Strafvollzug keine
strukturellen Verbesserungen
zuzulassen, könne und werde
die Gewerkschaft Strafvoll-
zug nicht kampflos hinneh-
men. Der BSBD fordere insbe-

sondere den kleinen Koali-
tionspartner, der sich in Sa-
chen Strafvollzug in all den
Jahren als ausnahmslos kom-
petent und stets für vollzugli-
che Anliegen als ansprechbar
erwiesen habe, auf, eine derar-
tige Benachteiligung zu Lasten
der ebenfalls der Inneren Si-
cherheit verpflichteten Straf-
vollzugsbediensteten zu ver-
hindern. Zugleich gelte es, den
Stellenwert des Vollzuges und
die Arbeit seiner Bediensteten
durch Verbesserung der beruf-
lichen Perspektiven deutlich
und zugleich sichtbar zu ma-
chen.

Forderungen der
Gewerkschaft Strafvollzug
BSBD-Landesvorsitzender Bo-
kermann konkretisierte die
Forderungen der Gewerk-
schaft Strafvollzug für den
Haushalt 2001 wie folgt:
● Realisierung der 2. von ins-

gesamt 5 (!) Raten der durch
den BSBD initiierten „Ver-
ordnung über Stellenober-
grenzen für den mittleren
Dienst bei den Justizvoll-
zugsanstalten des Landes
NRW“ mit insgesamt ca. 280
zusätzlichen Beförderungs-
möglichkeiten von BesGr. A
7 nach A 8 BBO und von
BesGr. A 8 nach A 9 BBO.

● Erhöhung der Zahl der Er-
satzeinstellungen im Be-
reich des allgemeinen Voll-
zugsdienstes und des Werk-
dienstes auf mindestens
350, um die durch das Ju-
stizministerium zu vertre-
tende Fehleinschätzung der
Einstellungsermächtigun-
gen im Hinblick auf die Per-
sonalabgänge des Jahres
2000 wenigstens ansatzwei-
se zu korrigieren.

● Für die Laufbahn des geho-
benen Vollzugs- und Ver-
waltungsdienstes die Über-
leitung der Stellen für 16
„Stellvertreter von Anstalts-
leitern, die zugleich Aufga-
ben eines Verwaltungslei-
ters wahrnehmen“, von
BesGr. A 11, A 12 bzw. A 13
(gD) nach BesGr. A 13 (hD)
BBO. Diese Funktionsträger
vertreten Behördenleiter,
die entweder in BesGr. A 15
oder BesGr. A 16 BBO besol-
det werden.

● Für die Laufbahn des allge-
meinen Vollzugsdienstes,
die − mit dem Haushaltsge-
setz 1997 erstmals begonne-
ne − Überleitung von wei-
teren 35 Ämtern für „Leiter/

Innen des allgemeinen Voll-
zugsdienstes“ vonBesGr. A 9
m.Z. nach BesGr. A 10 BBO,
darunter 6 Stellen für Leiter
des Krankenpflegedienstes
der größten Vollzugseinrich-
tungen des Landes (2 geri-
atrische Abteilungen einge-
schlossen).

● Für die Laufbahn des Werk-
dienstes, die − mit dem
Haushaltsgesetz 1997 erst-
mals begonnene − Überlei-
tung von weiteren 25 Äm-
tern für „Werkdienstleiter“
von BesGr. A 9 m.Z. nach
BesGr. A 10 BBO.

● Für die Laufbahn des mitt-
leren Verwaltungsdienstes
in einem ersten Schritt die
Überleitung der Stellen für
18 „Leiter der Vollzugsge-
schäftsstellen“ und 19 „Ver-
walter der Zahlstellen“ von
BesGr. A 9 bzw. A 9 m.Z.
nach BesGr. A 10. 

Im Rahmen der eingeforderten
strukturellen Verbesserungen
bewertete der BSBD-Vorsit-
zende im Gespräch mit MdL
Sybille Haußmann die Forde-
rungen für die Laufbahn des
gehobenen Vollzugs- und
Verwaltungsdienstes als vor-
dringlich. Die geforderte Über-
leitung von 16 Stellen in den
höheren Dienst würde zusätz-
lich dreimal (!) 16 Beförde-
rungsstellen schaffen, aller-
dings mit einer Abschmelzung
des Gesamtstellenumfangs
um 16 Stellen einhergehend.
Mit der Realisierung dieser
Forderung würde die vielfach
als „vergessene Laufbahn“ be-
zeichnete Institution des Voll-
zuges, die seitens der Kien-
baum Unternehmensbera-
tung GmbH als die qualifizier-
teste Laufbahn für die Über-
nahme von Führungsverant-
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wortung angesehen wird, end-
lich ein Stück der ihr seit Jah-
ren vorenthaltenen Anerken-
nung und Beförderungsge-
rechtigkeit erfahren.
MdL Sybille Haußmann zeigte
sich verwundert über die be-
soldungsmäßige Bewertung
der stv. Anstaltsleiter des ge-
hobenen Dienstes und sagte
den Vertretern des BSBD ihre
Unterstützung bei dem Bemü-
hen um Eröffnung sachge-
rechter beruflicher Perspekti-
ven zu. Der Strafvollzug benö-
tige schließlich Kontinuität,
die nur mit und durch die Mit-
arbeiter/Innen gewährleistet
werden könne.
Die BSBD-Vertreter bedank-
ten sich bei MdL Sybille Hauß-
mann für den mehr als drei
Stunden dauernden, in großer
Offenheit geführten Mei-
nungsaustausch, der zu Be-
ginn des Jahres 2001 im Rah-
men der Haushaltsberatun-
gen fortgeführt werden soll.

Kleine
Weisheiten
Kleine
Weisheiten
Kleine
Weisheiten
In der Politik ist es wie in einem Konzert:
Ungeübte Ohren halten schon das Stim-
men der Instrumente für Musik.

Amintore Fanfani, ital. Politiker

❋

Der sicherste Reichtum ist die Armut an
Bedürfnissen.

Franz Werfel, tschech. Schriftsteller

❋

Nichts auf der Welt ist so gerecht verteilt,
wie der Verstand. Jedermann ist über-
zeugt, dass er genug davon habe.

Rene Descartes, frz. Philisoph

Das Recht auf Dummheit gehört zur
rechtsstaatlichen Garantie der freien
Entfaltung der Persönlichkeit.

Mark Twain, amer. Schriftsteller

❋

Marketing ist die Kunst, auf den Kopf zu
zielen und die Brieftasche zu treffen.

Vance Packard, amer. 
Verkaufspsychologe

❋

Wenn es im Jahre 1879 schon Computer
gegeben hätte, würden sie vorausgesagt
haben, dass man infolge der Zunahme
von Pferdewagen im Jahre 1979 im Pfer-
demist ersticken würde.

John C. Edwards, brit. Zukunftsforscher

❋

Das Credo des heutigen Menschen lau-
tet: „Ich glaube an das Image, an den
Computer und an die Demoskopie.“

Vittoris de Sein, ital. Regisseur

Deeskalation und Krisenmanagement: Nur eine
Frage von Eingriffstechniken?

Während eines Zusammentreffens mit der Bundesministerin der Ju-
stiz, Professorin Dr. Herta Däubler-Gmelin, im September vergange-
nen Jahres sprachen BSBD-Vertreter u. a. die erforderliche Verbesse-
rung der Ausbildung des mittleren Dienstes im Strafvollzug an. Mit der
Ministerin war man sich einig in der Einschätzung, dass eine Verbesse-
rung des Trainings zur Gefahrenabwehr dringend angezeigt ist (vgl.
„Der Vollzugsdienst“ Nr. 6, S. 46), um auf Konfliktsituationen profes-
sionell und effizient vorbereitet zu sein. An der Justizvollzugsschule
NRW wird diese Forderung längst eingelöst. Das frühere Fach „Waf-
fenlose Selbstverteidigung“ heißt seit Januar 2000 „Training von Ein-
griffs- und Sicherungstechniken“. Eine Arbeitsgruppe, an der neben
Vollzugspraktikern auch Vertreter einer Spezialeinheit der Polizei be-
teiligt sind, hat neue Ausbildungsrichtlinien für das Fach erarbeitet. Mit
der Namensänderung, mit der eine aktivere Herangehensweise an
Problemsituationen ausgedrückt werden soll, ist ein grundlegender
programmatischer Wechsel vorgenommen worden, der sich auf die
Grundlagen, die Zielsetzung, die Methodik und die inhaltliche Gestal-
tung erstreckt. In dem Richtungsstreit zwischen Ju-Jutsu und Wing-
Tsun neigt sich die Waage langsam zugunsten der letzteren Technik. 

Sollten die Anwärter nach der
bislang geltenden Zielsetzung
im Fach Waffenlose Selbst-
verteidigung „unkomplizierte
Techniken der modernen
Selbstverteidigung erlernen,
die sie befähigen, den Grund-
sätzen der Verhältnismäßig-
keit entsprechend auch ohne
Waffengewalt unmittelbaren
Zwang anzuwenden, um ge-
genwärtige rechtswidrige An-
griffe abzuwehren“, so verfolgt
das Lernziel des neuen Fachs
„Training von Eingriffs- und
Sicherungstechniken“ (EST)
folgende Absicht: „Die Anwen-
dung unmittelbaren Zwangs,

die Maßnahmen der Gefahren-
abwehr und die Eigensiche-
rung erfordern von den Bedien-
steten des Justizvollzuges um-
sichtiges und professionelles
Handeln. Im Fach Training von
Eingriffs- und Sicherungstech-
niken erlernt der Anwärter
schnell erlernbare, geradlinige
und hochwirksame Techniken,
die ihn befähigen, den Grund-
sätzen der Verhältnismäßig-
keit entsprechend auch ohne
Waffengewalt zur Durchfüh-
rung rechtmäßiger Vollzugs-
und Sicherungsmaßnahmen
körperliche Gewalt anzuwen-
den sowie gegenwärtige,
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rechtswidrige Angriffe abzu-
wehren. Des Weiteren erlernt
der Anwärter Grundzüge aus
dem Bereich der Deeskalation
sowie die Vor- und Nachberei-
tung von Einsatzlagen. Ein be-
sonderes Augenmerk wird auf
taktisch richtiges Vorgehen
beim Handeln in Teamarbeit
und bei der Handhabung von
Hilfsmitteln der körperlichen
Gewalt gerichtet.“
Neu ist insbesondere die Beto-
nung der Professionalität, der
Deeskalation, der taktischen
Vor- und Nacharbeit sowie des
Teamgedankens. Dem Anwär-
ter soll verdeutlicht werden,
dass ein umsichtiges und pro-
fessionelles Handeln unab-
dingbar ist, damit Schaden
vom Vollzug abgewendet wird.
Der Bereich Deeskalation
nimmt im Unterricht einen an-
gemessenen Raum ein.
Die Anwärter lernen die Vorge-
hensweisen für das Handeln
im Team. Sie sollen ihnen im
Dienstalltag helfen, unnötige
Gefahren für die Gesundheit
sowohl der Bediensteten als
auch der von dem Einsatz be-
troffenen Gefangenen zu ver-
meiden. Die Eingriffstechni-
ken geben dem Bediensteten
die Möglichkeit, eine Vielzahl
von im Dienstalltag vorkom-
menden Konfliktsituationen
mit dem Einsatz körperlicher
Gewalt angemessen zu beherr-
schen.
Die Lerninhalte vermitteln
zum Teil die bisherigen Fertig-
keiten unter anderem Namen,
in einem veränderten Kontext
und mit anderer Technik. Neu
ist das Einüben des Erlernten
in praxisnahen Rollenspielen
und die Nachbereitung von
Einsatzlagen (Teamteaching).
Der Anwärter lernt darüber
hinaus die Besonderheiten der
Schlag- und Stichschutzaus-

stattung kennen. Seit 1993
haben die Anwärter die Mög-
lichkeit, in einer Arbeitsge-
meinschaft während ihrer
Freizeit jene Sicherungstech-
niken zur Gefahrenabwehr
einzuüben und zu standardi-
sieren, die im Fach „Eingriffs-
und Sicherheitstechniken“
vermittelt werden. Bis heute
haben ca. 600 Anwärterinnen
und Anwärter von diesem An-
gebot Gebrauch gemacht. In
einer Teilnahmebescheini-

gung, die dem Zeugnis beige-
fügt wird, wird den Teilneh-
mern die erfolgreiche Teilnah-
me attestiert und die Anerken-
nung für besonderes Engage-
ment ausgesprochen. Die An-
wärterinnen und Anwärter
nehmen die neuen Richtlinien
durchweg positiv an. 
Das Prinzip des Teamtea-
chings wurde kürzlich ein-
drucksvoll in einer fächer-
übergreifenden Unterricht-
seinheit der Fächer Eingriffs-
und Sicherheitstechniken und
Psychologie veranschaulicht.
Die zu bewältigende Prob-
lemsituation bestand in der
Weigerung eines Gefangenen,
sich in eine andere Anstalt ver-
legen zu lassen, verbunden mit
der Drohung, sich mit einer
Rasierklinge zu verletzen. Mit
den Mitteln der Gesprächsfüh-
rung wurde zunächst geübt,
die Problemlage zu explorieren
und Lösungsmöglichkeiten zu
entwickeln. Zur Erweiterung
der Reaktionsmöglichkeiten
auf solche Lagen wurde dann
der Zugriff und die Fixierung
des Gefangenen trainiert. Die
sich anschließende Nachbe-
sprechung unterzog das Vor-
gehen einer kritischen Würdi-

gung. Als wesentliches Ergeb-
nis der Unterrichtseinheit
konnte festgehalten werden,
dass bei professionellem Vor-
gehen im Team Verletzungsge-
fahren und psychische Bela-
stungen auf einem relativ
niedrigen Niveau begrenzt
werden können. 
Neben der Ausbildung sollen
im Rahmen von Fortbildungs-
veranstaltungen mit der Zeit
möglichst viele Bedienstete
des allgemeinen Vollzugsdien-
stes und des Werkdienstes in
den neuen Techniken geschult
werden. Bislang wurden ca. 20
ausgewählte Bedienstete in je
vier Anstalten aus dem Kölner
und dem Hammer Bezirk als
Multiplikatoren fortgebildet.
Es folgte eine Spezialausbil-
dung mit Mehrzweckstock und
Körperschutzausstattung mit
abschließender Lehrprobe.
Die so ausgebildeten Bedien-
steten führen in ihrer jeweili-
gen Stammanstalt u. a. einen
qualifizierten Unterricht für al-
le Bediensteten des allgemei-
nen Vollzugsdienstes und des
Werkdienstes zum Thema Ein-
griffs- und Sicherheitstechni-
ken durch. Diese Lehrgänge
werden von Mitarbeitern der
Spezialeinheiten der Polizei
NRW begleitet. Besonders ge-
eignete und befähigte Bedien-
stete des nordrhein-westfäli-
schen Justizvollzuges werden
durch das Polizeifortbildungs-
institut Münster zu überregio-
nalen Multiplikatoren ausge-
bildet, die später in den Anstal-
ten Stützpunkttraining durch-
führen sollen. Ein Gremium
begleitet die Umsetzung der
neu gefassten Richtlinien „Si-
cherungstechniken zur Gefah-
renabwehr im Justizvollzug“.
Mit einem zwischenzeitlich
entwickelten Konzept wird die
kontinuierliche Anpassung
der Richtlinien an aktuelle
vollzugliche Entwicklungen si-
chergestellt. 

Heute schon
gelacht?
„Herr Kaufmann,
nimmt der Rechtsan-
walt den Beklagten in
die Zange, „was verste-
hen Sie eigentlich unter
Ratenzahlung?“
„Darunter verstehe ich,
dass mein Gläubiger 
raten muss, wann ich
zahle, Herr Anwalt.“
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Meinungsstreit über das beste Konzept
gegen das Stressgeschehen im Vollzug 

In der letzten Ausgabe dieser Fachzeitschrift ist die Stellungnahme von
zwei Vollzugspsychologen über den Umgang mit dem Stressgesche-
hen im Strafvollzug veröffentlicht worden, der sich u.a. kritisch mit den
konzeptionellen Ansätzen der PTSD-Betreuung von Strafvollzugsbe-
diensteten befasste. Zu diesem Beitrag erreichte die Redaktion die
nachstehend abgedruckte Gegendarstellung, die wegen der Bedeu-
tung der Angelegenheit im vollen Wortlaut wiedergegeben wird.

Gegendarstellung
Im Folgenden werden wir die
besonders markanten Ab-
schnitte aus dem in Rede ste-
henden Artikel in kursiver
Schrift zitieren. Anschließend
werden wir die tatsächlichen
Fakten in normaler Steilschrift
nennen.

Es wird behauptet:

„Zwischenzeitlich ist bei der
JVA Bielefeld-Brackwede I
ein Projekt initiiert worden,
das sich überwiegend mit der
Behandlung von posttrauma-
tischen Symptomen befasst.
Die angestellten Überlegun-
gen und Behandlungsansät-
ze berücksichtigen leider
kaum den Alltagsstress in ei-
ner Vollzugseinrichtung. Das
Projekt überbetont damit die
posttraumatischen Sym-
ptome nach schwerwiegen-
den Stresserlebnissen und
erfasst folglich nur einen ge-
ringen Prozentsatz des ge-
samten Stressgeschehens im
Strafvollzug.“

Diese Behauptung ist sach-
lich falsch. Das Projekt in der
JVA Bielefeld-Brackwede I be-
fasst sich nicht überwiegend
mit der Behandlung von post-
traumatischen Symptomen,
dies ist schon allein aus dem
ursprünglichen Namen des
Projektes ersichtlich: „Ge-
sundheitsförderung und
Stressbewältigung für Ju-
stizvollzugsbedienstete in
der JVA Bielefeld-Brackwe-
de I“. Seit Anfang diesen Jah-
res hat das Projekt den Titel
„Gesundheitsförderung für Ju-
stizvollzugsbedienstete“, da es
auf zwei weitere Anstalten in
Ostwestfalen ausgedehnt
wurde. Insofern steht die
ganzheitliche Gesundheits-
förderung von Justizvollzugs-
bediensteten nach wie vor im
Mittelpunkt der Arbeit. Der
Aspekt der posttraumati-
schen Belastungsstörungen

hat sich erst im Laufe des Pro-
jektes als großes Problemfeld
herauskristallisiert. Insofern
haben die Projektmitarbeiter
nur auf einen Missstand rea-
giert, der schon seit vielen
Jahren den Alltag von Justiz-
vollzugsbediensteten beglei-
tet. Im übrigen wurde in den
zurückliegenden Fortbildun-
gen für Justizvollzugsbedien-
stete stets das gesamte
Stressgeschehen in einer Ju-
stizvollzugsanstalt themati-
siert. Zusätzlich wurden in ei-
nigen Seminaren gezielte
Stressbewältigungsstrategien
vorgestellt und praktiziert.
Darüber hinaus können alle
Bediensteten der Anstalt das
Angebot einer persönlichen
psychosozialen Beratung
wahrnehmen − viele tun dies
auch. Insofern entbehrt die
Behauptung der Verfasser,
das Projekt habe sich nur mit
dem posttraumatischen
Stressgeschehen beschäftigt,
jeglicher sachlicher Grundla-
ge.

Es wird behauptet:

„Es wird viel geredet und we-
nig bewirkt, ist eine oft gehör-
te Meinung, Effekte sind
kaum nachweisbar. Die Kol-
leginnen und Kollegen sind
vielfach enttäuscht und unzu-
frieden, weil die erwartete
und erhoffte persönliche Un-
terstützung bislang ausge-
blieben ist.“

Die Verfasser des Artikels
„Stress im Vollzugsalltag“ ha-
ben sich in den zurückliegen-
den Jahren kein einziges Mal
über die inhaltliche Arbeit des
Projekts und dessen Effekte
bei den „Protagonisten“ in Bie-
lefeld informiert. Insofern
können sie keine Angaben zu
den Effekten der Projektarbeit
machen. Die Rückmeldungen
aus der Kollegenschaft an die
Abteilung Gesundheitsförde-

Die Aussage ist falsch. Richtig
ist, dass in der Vergangenheit
weit über 80 Betreuungen im
Rahmen der psychosozialen
Beratung durchgeführt wor-
den sind. Außerdem haben 20
Tagungen mit den Bedienste-
ten aller Laufbahnen stattge-
funden.
In diesen Tagungen stand die
intensive Auseinanderset-
zung mit der beruflichen Si-
tuation der Tagungsteilneh-
merinnen und -teilnehmer
und die Entwicklung von Lö-
sungsansätzen im Mittel-
punkt. Diese Tagungen wur-
den zum Abschluss stets an-
onym ausgewertet. Hierzu ka-
men Fragebögen zum Einsatz,
mit denen der Tagungsverlauf
in Gänze reflektiert und kriti-
siert werden konnte. Die Aus-
wertungen aus diesen Tagun-
gen haben die Arbeit des Pro-
jekts bestätigt. Durchschnitt-
lich 80 % der Befragten gaben
an, dass sie durch die Tagun-
gen sowohl persönlichen Nut-
zen hatten als auch einen gro-
ßen Bezug zu ihrer berufli-
chen Alltagspraxis in der An-
stalt sahen.

Es wird behauptet:

„Als negativ werden auch die
überregionalen Ambitionen
der Projektinitiatoren gese-
hen“.

Richtig ist, dass die Projektin-
itiatoren durch die vernetzen-
den Aktivitäten innerhalb der
Projektarbeit viele Kontakte
mit anderen Justizvollzugs-
anstalten und Kooperationen
mit anderen Institutionen
aufgebaut haben. Besonders
die im Landesarbeitskreis
PTSD stattfindende Arbeit ist
Ergebnis einer solchen Koope-
ration. In diesem − inzwischen
vom Justizministerium als
Fachgruppe bestellten − inter-
disziplinärem Landesarbeits-
kreis, arbeiten Vertreterinnen
und Vertreter aus den beiden
Vollzugsamtsbezirken Rhein-
land und Westfalen-Lippe mit.
Die Sitzungen dieses Arbeits-
kreises haben in der Vergan-
genheit wiederholt in ver-
schiedenen Justizvollzugsan-
stalten des Landes stattgefun-
den. Sie dienten einerseits als
Präsentations- und Informa-
tionsveranstaltungen und an-

rung sind überwiegend positiv
− natürlich gibt es auch kriti-
sche Stimmen. Zur detaillier-
ten Information verweisen wir
auf einen umfassenden Pro-
jektbericht, der dem Präsiden-
ten des Justizvollzugsamtes
Westfalen-Lippe und dem Ju-
stizministerium vorliegt.

Es wird behauptet:

„Dem externen Beobachter
drängt sich vielfach der Ein-
druck auf, das Projekt sei
eher ein Selbstzweck als
sinnvoller Ansatz für einen
besseren Umgang mit dem
Alltagsstress. Betroffene be-
mängeln, es würden viele Da-
ten für Statistiken erhoben,
aber kaum Schlussfolgerun-
gen aus den gewonnenen Er-
kenntnissen gezogen.“

Diese Behauptung ist falsch.
Richtig ist, dass das Projekt
von der Basis der Bedienste-
ten gewünscht und auf Initia-
tive „von unten“ installiert
wurde. Es arbeitet nach den
Prinzipien des Selbsthilfean-
satzes und der Partizipation.
Es stützt sich dabei auf die Er-
fahrungen, aber auch auf Hil-
festellungen durch die betrof-
fenen Kolleginnen und Kolle-
gen. Die in den zurückliegen-
den Personalbefragungen er-
hobenen Daten waren u. a. die
Grundlage für die Formulie-
rung und Konzipierung ver-
schiedener Angebote des Pro-
jekts. Diese Daten wurden
stets bei allen Maßnahmen
berücksichtigt und hatten da-
durch unmittelbaren Bezug
zur Praxis der Gesundheits-
förderung in der Anstalt. Auf
Schlussfolgerungen und vor
allem Konsequenzen aus den
Projektergebnissen und -er-
kenntnissen haben die beiden
„Protagonisten“ im übrigen
nur begrenzten Einfluss.

Es wird behauptet:

„Aus Teilnehmerkreisen wird
unverhohlen kritisiert, dass
man sich mehr von einer sol-
chen Veranstaltung erwartet
habe. Für den beruflichen All-
tag reiche es auch nicht aus,
ein Büro einzurichten und da-
mit Gesprächsbereitschaft zu
signalisieren.“
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Anmerkung der Redaktion: 
Im beruflichen Alltag im Straf-
vollzug ist der Umgang mit
zahlreichen Stressoren un-
vermeidlich. Der richtige Um-
gang mit diesem Phänomen
wird bedauerlicherweise we-
der gelehrt noch kann er, von
vereinzelten Seminarangebo-
ten einmal abgesehen, in der
erforderlichen Weise eingeübt
werden. Eine hohe Belastbar-
keit wird gegenwärtig einfach
erwartet und vorausgesetzt.

Daher ist es hilfreich und zu
begrüßen, wenn dem Stress-
geschehen endlich größere
Aufmerksamkeit gewidmet
wird. Wichtig für die Kollegin-
nen und Kollegen ist aller-
dings, tragfähige Konzepte an
die Hand zu bekommen und
nicht im Expertenstreit mehr
oder weniger sinnvollen Expe-
rimenten ausgesetzt zu wer-
den. 
Bei der JVA Bielefeld-Brack-

wede I wird seit Jahren Ge-
sundheitsförderung und die
Behandlung posttraumati-
scher Symptome praktiziert.
In weiteren Einrichtungen des
Landes wird neuerdings eine
vergleichbare Betreuung für
Strafvollzugsbedienstete an-
geboten. Damit müssten zwi-
schenzeitlich empirisch ge-
wonnene Erfahrungen in aus-
reichendem Umfang vorlie-
gen, um eine erste Zwischen-
bilanz zu ermöglichen. Als ein
wesentlicher Indikator für
die Wirksamkeit des entwik-

kelten Konzeptes sollte u. a.
die jeweilige Krankenquote
der betroffenen Einrichtun-
gen anzusehen sein. Kolle-
ginnen und Kollegen, die ge-
lernt haben mit dem tägli-
chen Stress angemessen
umzugehen, dürften für psy-
chosomatische Erkran-
kungen weniger anfällig
sein. Folglich bleibt zu fra-
gen: Hat sich zumindest bei
der JVA Bielefeld-Brackwe-
de I eine deutliche Reduzie-
rung des Krankenstandes
nachweisen lassen?

dererseits der konzeptionellen
Arbeit und der Vorbereitung
eines landesweiten Betreu-
ungskonzepts für betroffene
Kolleginnen und Kollegen
nach besonders belastenden
Ereignissen. Neben dem Ar-
beitskreis PTSD haben sich in
der Vergangenheit Kollegin-
nen und Kollegen aus 13 An-
stalten des Landes zu Tagun-
gen und Transfertagen zu-
sammen gefunden, um sich
(nebenamtlich) als Multiplika-
toren für die PTSD-Arbeit in
den jeweiligen Anstalten zur
Verfügung zu stellen.

Es wird behauptet:

„Dadurch sei das Projekt in
der Anstalt selbst nahezu
zum Stillstand gekommen,
bemängeln Insider aus der
JVA Bielefeld-Brackwede I.“

Richtig ist, dass das Projekt
statt eines Stillstandes eine
Erweiterung erfahren hat.
Das Projekt ist mittlerweile
auf drei Anstalten in Ostwest-
falen-Lippe ausgedehnt wor-
den. Weitere Anstalten sowohl
aus dem westfälischen als
auch rheinischen Bezirk ha-
ben ihr Interesse an Gesund-
heitsförderung für Justizvoll-
zugsbedienstete angemeldet.
Zudem hat dieses Projekt
nicht nur im Lande NRW son-
dern bundesweit großes Inter-
esse bei Justizbehörden ge-
weckt.

Es wird behauptet:

„Die vorgeschlagene schnelle
Eingreiftruppe, die im Be-
darfsfall in die Anstalten ein-
fliegen soll, geht unserer Mei-
nung nach ebenfalls an den
Bedürfnissen der Bedienste-
ten vorbei, zumal die geför-
derte Funktion des Sozialen
Ansprechpartners (SAP) in
den Anstalten in Frage ge-
stellt wäre. Bei der Absicht,

eine solche Eingreiftruppe zu
installieren wird verkannt,
dass die Bereitschaft der Kol-
leginnen und Kollegen sich ei-
nem wildfremden Berater an-
zuvertrauen gegen null ten-
diert. Die Polizei hat ein sol-
ches Konzept jahrelang er-
probt und inzwischen als völ-
lig unbrauchbar verworfen.“

Richtig ist, dass der SAP in der
JVA Bielefeld-Brackwede I
Mitglied im Team der kollegia-
len Ansprechpartner für be-
sondere Belastungssituatio-
nen ist. In sofern gibt es kei-
nerlei Infragestellung des So-
zialen Ansprechpartners oder
womöglich Konkurrenz. Die-
ses Modell, wie es hier aufge-
baut worden ist, kann Modell-
funktion für andere Anstalten
im Lande NRW haben.
Außerdem haben die Projekt-
erfahrungen gezeigt, dass sich
Bedienstete gerade gegenüber
externen Personen, die augen-
scheinlich nichts mit der eige-
nen Anstalt zu tun haben, öff-
nen und auch großes Vertrau-
en entwickeln. Ein bewegli-
ches Kriseninterventionste-
am hat sich in den vergange-
nen Jahren gerade bei der Po-
lizei in Nordrhein-Westfalen
sehr bewährt. Dieses Konzept
befindet sich im Ausbau. Inso-
fern kann keine Rede davon
sein, dass dieses Konzept von
der Polizei als völlig un-
brauchbar verworfen wurde.
Des weiteren weisen wir dar-
auf hin, dass neben der Ein-
richtung eines zentralen
Kriseninterventionsteams de-
zentrale Teams von kollegia-
len AnsprechpartnerInnen in
den Anstalten vor Ort geplant
sind.

Bögemann
(Dipl.-Gesundheitswissenschaftler)

Priebs
(Dipl.-Pädagogin)

Buschmeier
(Personalratsvorsitzender)

Werkdienst
setzt sich neue Ziele

Die Mitglieder der Fachschaft Technischer Dienst/Werkdienst
haben sich anlässlich ihrer letztjährigen Treffen mit einer Be-

standsaufnahme der Aufgaben und der beruflichen Entwick-
lungsmöglichkeiten der Laufbahn des Werkdienstes befasst. Unter Lei-
tung von Jörg Winkens (Heinsberg) und Mitwirkung des BSBD-Landes-
vorsitzenden Wilhelm Bokermann (Bielefeld) sowie des stv. Landes-
vorsitzenden Klaus Laschet (Aachen) ging es darum, für die Laufbahn
des Werkdienstes Perspektiven zu eröffnen, damit die in diesem Be-
reich vorhandenen Potentiale in vollem Umfang für die Wiedereinglie-
derung von Rechtsbrechern abgerufen, ausgeschöpft und nutzbar ge-
macht werden können. Die Fachschaft Technischer Dienst/Werkdienst
sieht eine zentrale Aufgabe ihrer Arbeit darin, das Berufsbild und die
fachlichen Qualitäten dieser Laufbahn öffentlichkeitswirksam darzu-
stellen, damit dem Werkdienst künftig wieder jene Bedeutung beige-
messen wird, die ihm aufgrund seiner Bedeutung für das Gelingen der
Wiedereingliederung von Delinquenten zukommt.

Bei dem Besuch der Werkbe-
triebe der neuen Aachener
Vollzugseinrichtung war es
augenfällig: Dem Werkdienst
kommt besondere Bedeutung
für die Erreichung des Voll-
zugszieles zu. Durch die Ver-
mittlung beruflicher Qualifi-
kationen, die Schaffung oder
Erhaltung der Arbeitsfähigkeit
der Gefangenen wird die Vor-
aussetzung dafür geschaffen,
dass Straftäter nach der Haft-
entlassung ein selbstbe-
stimmtes Leben ohne Strafta-
ten führen können. Die Krimi-
nologie sieht hierin einen si-
gnifikanten, statistisch nach-
weisbaren Beitrag für eine
wirksame Wiedereingliede-
rung von Delinquenten. In Ei-
gen-, Unternehmer- und
Hausbetrieben wie auch im
Bereich der Arbeitstherapie
leisten die Werkbediensteten
ihren Beitrag, um Gefangenen
realistische Zukunftschancen
und -perspektiven zu eröffnen.
Nach Einschätzung der Fach-
schaft wird die Bedeutung die-
ser Arbeit nur unzureichend
gesehen und anerkannt. Dabei
leistet der Werkdienst ganz ne-
benbei einen wesentlichen

Beitrag zur Reduzierung der
für Zwecke des Strafvollzuges
zu finanzierenden Kosten. Ne-
ben der sinnvollen Beschäfti-
gung von Inhaftierten werden
dem Landeshaushalt erhebli-
che finanzielle Einnahmen zu-
geführt. Darüber hinaus gehö-
ren der Laufbahn des Werk-
dienstes Fachkräfte an, die in
der Lage sind, die stets auf-
wendiger werdenden techni-
schen Einrichtungen in den
einzelnen Anstalten zu bedie-
nen und zu warten. Hierin liegt
ein beträchtliches Einsparpo-
tential, das bislang noch nicht
in dem möglichen Umfang ge-
nutzt wird. 
Im Rahmen der Budgetierung
und der Kosten- und Leis-
tungsrechnung wird ein Ver-
gleich zwischen Werkdienst
und externen Anbietern von
beruflichen Qualifizierungs-
maßnahmen möglich werden.
Einem solchen Vergleich sieht
die Fachschaft mit großem In-
teresse entgegen, ist sie doch
sicher, dass der Werkdienst
aus einem Kosten-Nutzen-
Vergleich als der eindeutige
Sieger hervorgehen wird. 
Wie stiefmütterlich die Lauf-
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bahn des Werkdienstes bis-
lang behandelt wird, ist an der
Tatsache ablesbar, dass allein
im Vollzugsamtsbezirk Rhein-
land von dem errechneten Be-
darf von insgesamt 499 Stellen
in der Laufbahn des Werkdien-
stes lediglich 236 Planstellen
im Landeshaushalt ausge-
bracht sind. Im Vollzugsamts-
bezirk Westfalen-Lippe stellt
sich die Situation ähnlich dra-
matisch dar. Die fehlenden
263 Stellen bleiben jedoch
nicht unbesetzt. Vielmehr er-
folgt der Ausgleich durch den
Fremdeinsatz von Mitarbei-
tern des allgemeinen Vollzugs-
dienstes im „Werkaufsichts-
dienst“. Mit diesem Vorgehen
werden gleich zwei Laufbah-
nen des mittleren Vollzugs-
dienstes benachteiligt.
● Die Laufbahn des Werkdien-

stes wird personell durch
Fremdeinsatz von Bedien-
steten aus der Laufbahn des
allgemeinen Vollzugsdien-
stes verstärkt. Somit werden
dem Werkdienst laufbahn-
rechtlich über 50 v.H. der im
an sich zustehenden Plan-
stellen vorenthalten.

Im Ergebnis bedeutet dies:
deutlich eingeschränkte be-
rufliche Perspektiven.
● Die Laufbahn des allgemei-

nen Vollzugsdienstes, die
ohnehin bereits ein erhebli-
ches personelles Defizit zu
verkraften hat, wird weiter
durch diesen Fremdeinsatz
geschwächt mit der Folge,
dass für die elementaren
Aufgaben der Laufbahn we-
niger Personal zur Verfü-
gung steht.

Im Ergebnis bedeutet dies: Zu-
nahme von Überstunden.
In dieser politisch gewollten
Verwendung der Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter der
beiden genannten Laufbahnen
ist die Hauptursache für den
hohen Bestand an Über- und
Mehrarbeitsstunden zu sehen,
der mittlerweile 500.000 Stun-
den erreicht hat. Falls sich an
diesen Verhältnissen nichts
Grundlegendes ändert, wird
eine Besserung dieser für die
Kolleginnen und Kollegen
überaus belastenden Situa-
tion kaum erreicht werden
können.
Mit Verwunderung und Er-
staunen nahm die Fachschaft
zur Kenntnis, dass die Aufga-
benstellung und die Bela-
stungssituation des Werk-
dienstes selbst der eigenen Ad-
ministration in ihren konkre-
ten Auswirkungen nicht be-
kannt zu sein scheinen. So
wurde im Abschlussbericht
der Arbeitsgruppe „Stellenver-
teilung im allgemeinen Voll-
zugsdienst und im Werkdienst
bei Justizvollzugsanstalten“
die Laufbahn des Werkdien-
stes mit den Verhältnissen der
freien Wirtschaft verglichen,
um eine Reduzierung des Per-
sonalbedarf in den Werkbe-
trieben begründen zu können.
Dabei blieb die Doppelfunk-
tion des Werkdienstes, der ne-
ben seinen fachlichen Aufga-
ben auch vollzugliche bzw. Si-
cherheitsaufgaben erfüllt,
gänzlich unberücksichtigt.
Den Strafvollzug unter-
schiedslos mit den Verhältnis-
sen in der freien Wirtschaft zu
vergleichen, ist grob unzuläs-
sig, weist der Leistungsauftrag
des Strafvollzuges doch gravie-
rende Besonderheiten auf, die
bei der personellen Ausstat-
tung der Arbeitsbetriebe be-
rücksichtigt werden müssen.
In der freien Wirtschaft wird

ausschließlich ergebnis- und
gewinnorientiert gearbeitet.
Dieser Zielsetzung haben sich
die Arbeitsbedingungen und
der Einsatz des Produktions-
faktors Arbeit unterzuordnen.
In der freien Wirtschaft werden
nur solche Fachkräfte be-
schäftigt, die einen Beitrag zur
Erreichung des Firmenzieles
und zur Steigerung des Ge-
winns leisten können. Der
Grundsatz der Freiwilligkeit
steht im Vordergrund des Be-
schäftigungsverhältnis, das
vertraglich vereinbart wird.
Auf den Strafvollzug lassen
sich diese Bedingungen nicht
ohne weiteres übertragen. In
Vollzugsanstalten finden sich
überwiegend ungelernte Ar-
beitskräfte, denen auf der
Grundlage eines rechtskräfti-
gen Urteils die Freiheit entzo-
gen wird und die zur Leistung
von Zwangsarbeit verpflichtet
sind. Ziel der Arbeit im Straf-
vollzug ist es, die Gefangenen
arbeitsfähig zu erhalten oder
arbeitsfähig zu machen sowie
sie beruflich zu qualifizieren,
damit sie nach der Entlassung
die Möglichkeit haben, sich auf
dem Arbeitsmarkt zu behaup-
ten. Diese Aufgabe verlangt
von den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern des Werkdien-
stes, die Gefangenen in beson-
derer Weise zu betreuen, anzu-
leiten und auszubilden. Dass
der Werkdienst die Doppel-
funktion von Gewährleistung
der Sicherheit in den Arbeits-
betrieben und beruflicher An-
leitung der Gefangenen zu er-
füllen vermag, macht seine
große Bedeutung für den
Strafvollzug aus. Besonders
die vollzuglichen Bemühun-
gen, Strafgefangene beruflich
aus- und weiterzubilden, um

ihre Wiedereingliederungs-
chancen zu erhöhen, wird
durch die Fachschaft nach-
drücklich unterstützt. Weni-
ger verständlich ist jedoch der
Umstand, im Erwachsenen-
vollzug das Ausbildungsge-
schehen überwiegend äußerst
teuren externen Anbietern zu
übertragen. Hier sieht die
Fachschaft ein weites Betäti-
gungsfeld für den Werkdienst,
der, da für den Zugang zur
Laufbahn der Meisterbrief vor-
zulegen ist, über die erforderli-
chen Qualifikationen verfügt,
um in den Ausbildungsprozess
maßgeblich eingebunden zu
werden.
Die Fachschaft Technischer
Dienst/Werkdienst wird sich
der vielfältigen gewerkschaftli-
chen Aufgaben annehmen, um
den BSBD-Landesvorstand
fach- und sachkundig zu bera-
ten, damit der Laufbahn künf-
tig auch durch Politik und Ad-
ministration jene Bedeutung
beigemessen wird, die ihr von
ihren Leistungen und Möglich-
keiten her zukommt.
Als Ansprechpartner stehen
nachfolgende Mitglieder der
Fachschaft Technischer
Dienst/Werkdienst im BSBD-
Landesverband NRW zur Ver-
fügung: Jörg Winkens (Heins-
berg) gleichzeitig auch Vorsit-
zender der Fachschaft, Hel-
mut Albert (Willich I), Walter
Borger (Geldern), Heinrich
Ditter (Heinsberg), Rainer Lü-
deritz (Bochum), Walter Ma-
ler (Gelsenkirchen-Feldmark),
Rolf Rosenstein, Arno
Schramm (Bielefeld-Brackwe-
de I), Bernd Schreiber
(Schwerte), Frank Theißen
(Aachen), Günter von der
Wippel (Düsseldorf) und Die-
trich Wuchold (Wuppertal).

Heute
schon gelacht?
Was ist 
Meinungsaustausch?

Wenn ich mit meiner Meinung zum
Vorgesetzten gehe und mit seiner
Meinung zurückkomme!

❋ ❋ ❋

Aus einer Schadensmeldung an
die Versicherung: 

Ich trat auf die Straße. Ein Auto

fuhr von links direkt auf mich zu.
Ich dachte, es wollte noch vor mir
vorbei, und trat wieder einen
Schritt zurück. Es wollte aber hin-
ter mir vorbei. Als ich das merkte
ging ich schnell zwei Schritte vor.
Der Autofahrer hatte aber eben-
falls reagiert und wollte nun wohl
doch vor mir vorbei. Er hielt an
und kurbelte die Scheibe herunter.
Wütend rief er: „Nun bleiben Sie
doch endlich stehen, Sie!“ Das tat
ich auch − und dann überfuhr er
mich!

❋ ❋ ❋

Telegramm des Anwalts an sei-

nen Mandanten: „Die gerechte
Sache hat gesiegt!“

Rücktelegramm des Mandanten:
„Sofort Berufung einlegen...!“

❋ ❋ ❋

Der Dienstweg ist die Verbin-
dung zwischen Sackgasse und
Holzweg!

❋ ❋ ❋

Warum haben Juristen 100
Knochen mehr als „normale“
Menschen?

Ihre Gehirne arbeiten noch mecha-
nisch.
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Haushalt 2001

BSBD fordert ausgewogene Besoldungsstrukturen
und sachgerechte Personalausstattung

Die Zeit der Haushaltsberatungen bedeutet Hochkonjunktur für die ge-
werkschaftliche Arbeit, gilt es doch, den spezifischen Interessen des
Strafvollzuges auch im knallharten Verteilungskampf um die Vergabe
von Steuermitteln gebührend Geltung zu verschaffen. Dabei steht der
Personalhaushalt 2001 unter keinem glücklichen Stern, hatte doch
Nordrhein-Westfalens Finanzminister Peer Steinbrück in einer Kabi-
nettsvorlage vom 28. August 2000 kategorisch verkündet, es gebe im
Haushalt keinerlei finanzielle Spielräume für strukturelle Verbesserun-
gen. Ausgenommen sei lediglich die Polizei. In diesem Bereich solle die
im Koalitionsvertrag vereinbarte Einführung einer zweigeteilten Lauf-
bahn realisiert werden. Die Aufwendungen hierfür seien derart hoch,
dass alle anderen Ressorts zurückstehen müssten. Mit dieser Hypothek
belastet gingen die Vertreter der BSBD-Landesleitung in die Gespräche
mit den Haushaltspolitikern der im Landtag vertretenen Parteien.

In einem mehrstündigen Ge-
spräch mit Ernst-Martin
Walsken, stellvertretender
Vorsitzender sowie haushalts-
und finanzpolitischer Spre-
cher der SPD-Landtagsfrak-
tion, konnten die Vertreter der
Landesleitung ihre Vorstellun-
gen zum Haushalt 2001 entwi-
ckeln. Die Unterredung fand −
wie gewohnt − in einer gelö-
sten, freundschaftlichen At-
mosphäre statt. Man kennt
sich eben seit Jahren und ver-
mag einander realistisch ein-
zuschätzen. Ernst-Martin
Walsken präsentiert sich im
Gespräch als Vollblutpolitiker,
der etwas bewegen will; dem
allerdings auch daran gelegen
ist, ungerechtfertigte Verwer-
fungen im Besoldungsgefüge
zu vermeiden oder zu beheben.
Mit dieser Einstellung hat er
sich innerhalb seiner Fraktion
in den zurückliegen Jahren

MdL Ernst-Martin Walsken, stv.
SPD-Fraktionsvorsitzender

immer wieder durchsetzen
können. Besonders der Straf-
vollzug ist ihm u. a. für die Rea-
lisierung so mancher besol-
dungsstruktureller Verbesse-
rung zu Dank verpflichtet.

Aufgaben- und leistungsgerechte
Besoldung gefordert
Einen wesentlichen Schwer-
punkt setzten die BSBD-Ver-
treter bei der Forderung nach
Überleitung von 16 stellvertre-
tenden Anstaltsleitern aus
Ämtern des gehobenen in das
Eingangsamt des höheren
Dienstes. Die betroffenen Kol-
leginnen und Kollegen vertre-
ten Behördenleiter, die Besol-
dung aus den BesGr A 15 und
A 16 BBO erhalten, und neh-
men gleichzeitig die Aufgaben
eines Verwaltungsleiters wahr.
Nach Einschätzung des BSBD
sind solche Konstellationen
ausschließlich im Bereich des
Strafvollzuges anzutreffen. 
Ziel dieser BSBD-Forderung
ist die schrittweise Beseiti-

gung der zwischenzeitlich un-
haltbaren Missstände in der
Laufbahn des gehobenen
Dienstes. Besonders für
Nachwuchskräfte könnte die
Realisierung dieser Forde-
rung eine kurzfristige Ver-
besserung ihrer beruflichen
Perspektiven bewirken, weil
die Spitzenämter der Lauf-
bahn nicht mehr durch Ver-
waltungsleiter und stv. An-
staltsleiter blockiert würden
und Beförderungsämter für
andere Funktionsinhaber
der Laufbahn verfügbar wä-
ren.
Die Vertreter der BSBD-Lan-
desleitung verdeutlichten dem
SPD-Politiker nachdrücklich,

dass die mit der eingeforderten
strukturellen Verbesserung
angestrebte Fortentwicklung
des gehobenen Dienstes ein
zentrales Anliegen der Ge-
werkschaft Strafvollzug ist.
Landesvorsitzender Wilhelm
Bokermann wertete die
BSBD-Forderung als Minimal-
ziel, das unbedingt erreicht
werden müsse, solle die Moti-
vation und das Engagement
der Kolleginnen und Kollegen
erhalten bleiben und gefördert
werden. „Gemeinsam mit Ju-
stizminister Jochen Dieck-
mann streben wir eine grund-
legende Problemlösung durch
Verbesserung der Obergren-
zen an. Wegen des großen Ab-
stimmungsbedarfs auf Bun-
desebene wird die Durchset-
zung dieser Zielsetzung aller-
dings eine mehrjährige Reali-
sierungsphase beanspruchen.
Um die akuten Missstände
kurzfristig zu bessern, ist eine
landesspezifische Zwischenlö-
sung unumgänglich,“ mahnte
Bokermann sofortiges politi-
sches Handeln an.
Ernst-Martin Walsken erklär-
te, dass viele Interessenvertre-
ter ihre Forderungen vortrü-
gen. Hinsichtlich der durch
den BSBD formulierten Vor-
stellungen zur Verbesserung
der beruflichen Perspektiven
der Strafvollzugsbediensteten
müsse man allerdings einen
dringenden Handlungsbedarf
anerkennen. Von der Berechti-
gung der Forderung nach einer
spürbaren Anhebung der gel-
tenden Obergrenzenregelun-
gen habe er sich überzeugen
können, nachdem er sich in-
tensiv gerade mit den Besol-
dungsverhältnissen im Straf-
vollzug befasst habe. Die ange-
spannte Haushaltslage des
Landes zwinge jedoch dazu,
wolle man der Realisierung
dieser Forderung nähertreten,
nach alternativen Einspar-
möglichkeiten an anderer Stel-
le des Haushalts zu suchen.
Seitens der Vertreter der Lan-
desleitung wurde darauf ver-
wiesen, dass ein erster Schritt
der haushaltstechnischen
Umsetzung einer Strukturver-
besserung überaus kos-
tengünstig zu haben sei,
schließlich erhielten viele der
Betroffenen noch Ausgleichs-

zulagen aus Gründen der Be-
sitzstandswahrung, weil sie
durch das Besoldungsstruk-
turgesetz eine Zurückstufung
in den Dienstaltersstufen er-
fahren hätten. Diese Aus-
gleichszulagen würden bei der
Vornahme von Beförderungen
aufgezehrt. Darüber hinaus
spare das Land im Haushalts-
jahr 2001 durch Streichung
der Leistungsprämien und die
nicht zeitgleiche Übertragung
des Tarifabschlusses für den
öffentlichen Dienst auf den Be-
amtenbereich beträchtliche
Mittel ein.
Eine weitere Hauptforderung
des BSBD, erklärte stv. Lan-
desvorsitzender Klaus Jäkel,
sei die Fortführung der im
Haushaltsjahr 2000 begonne-
nen Umsetzung der verbesser-
ten Obergrenzen für die Lauf-
bahnen des allgemeinen Voll-
zugsdienstes und des Werk-
dienstes. Hier gelte es, das Ver-
trauen der Beschäftigten in
politische Zusagen nicht zu
beschädigen und die in fünf
Teilschritten geplante Umset-
zung sicherzustellen.
Landesvorsitzender Boker-
mann machte den Parlamen-
tarier sodann auf die Risiken
aufmerksam, die sich bei ei-
nem Verzicht auf die Verbesse-
rung der Besoldungsstruktur
ergeben könnten. So wirke
sich erfahrungsgemäß nach-
lassende Motivation bei
Schichtdienstleistenden, die
bereits bis über die Bela-
stungsgrenze gefordert seien,
durch höhere Krankenquoten
aus. Derzeit sei die Ausfallquo-
te äußert gering. Könne sie je-
doch nicht auf dem jetzigen
Stand gehalten werden und
gehe die derzeitige Überbele-
gung der Anstalten nicht zu-
rück, könne der Landtag sehr
schnell vor der Notwendigkeit
der Auflage eines Notpro-
gramms für den Strafvollzug
stehen.
Der stv. SPD-Fraktionsvorsit-
zende Walsken vereinbarte mit
den Vertretern der Landeslei-
tung, nach Realisierungsmög-
lichkeiten für die Verbesse-
rung der beruflichen Perspek-
tiven der Strafvollzugsbedien-
steten zu suchen und während
der Beratungen des Haushalts
2001 engen Kontakt zu halten. 



DER VOLLZUGSDIENST 1/2001 41

Nordrhein-WestfalenNordrhein-Westfalen

CDU-Parlamentarier unterstützen
BSBD-Forderungen

MdL Helmut Diegel, haushalts-
und finanzpolitischer Sprecher
der CDU-Fraktion

MdL Volkmar Klein (CDU), Vorsit-
zender des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses

Im Zuge der Vorbereitung der
Haushaltsberatungen hatten
Vertreter der Landesleitung
Gelegenheit, dem Vorsitzen-
den des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses, MdL Volk-
mar Klein (CDU), sowie dem
haushalts- und finanzpoliti-
schen Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion, MdL Hel-
mut Diegel, die BSBD-Forde-
rungen zum Haushalt 2001
ausführlich zu erläutern.
Landesvorsitzender Wilhelm
Bokermann verwies auf die
angespannte Personallage des
Strafvollzuges, der durch die
permanente Überbelegung an
die Grenze seiner Leistungsfä-
higkeit geführt werde. In dieser
Situation komme der Beset-
zung der vorhandenen Stellen
besondere Priorität zu. Im Jah-
re 2000 seien Anwärterstellen
deutlich unterhalb des Ersatz-
bedarfs ausgewiesen worden,
was zu dem unakzeptablen Er-
gebnis führe, dass der Straf-
vollzug den ohnehin nicht aus-
reichenden Stellenbestand
nicht einmal in vollem Umfang
besetzen könne.
Diese Fehlentwicklung müsse
mit dem Haushalt 2001 be-
hoben werden. Nach Einschät-
zung des BSBD seien rd. 400
Anwärterstellen erforderlich,
um den bestehenden Ersatz-
bedarf befriedigen zu können.
„Die Politik darf vor diesem
Problem nicht die Augen ver-
schließen und auf unabweis-
bare Sparzwänge verweisen.
Ignoranz ist ein Weg, die einge-
tretenen Schwierigkeiten in

die Zukunft zu vertagen, ein
Mittel der Problembewältigung
ist sie nicht. Der Bürger darf
von der Politik Führung erwar-
ten und hierzu gehört, dass
Prioritäten gesetzt, Entschei-
dungen getroffen werden. Das
Hinauszögern notwendiger
Weichenstellungen auf den
Sankt-Nimmerleins-Tag wird
dem Steuerzahler sonst teuer
zu stehen kommen“, forderte
Bokermann dazu auf, die im
Strafvollzug eklatanten Perso-
nalprobleme einer sachge-
rechten Lösung zuzuführen.
Helmut Diegel erklärte, dass
seine Partei die Regierung zur
schnellstmöglichen Realisie-
rung der im Haushalt ausge-
brachten kw-Vermerke drän-
ge, um die Personalkosten
deutlich zurückführen zu kön-
nen. Anders sei die politische
Handlungsfähigkeit des Lan-
des nicht zu sichern. Diese
Forderung bedeute allerdings
nicht, dass in keinem Bereich
der Landesverwaltung neue
Stellen ausgebracht werden
dürften. Wie in allen Bereichen
des politischen Lebens müss-
ten die richtigen Prioritäten ge-
setzt werden. 
Strafvollzug sei eine der we-
sentlichsten Pflichtaufgaben
des Landes, ergänzte Volkmar
Klein, die sachgerecht und ef-
fizient erfüllt werden müsse.
Damit die Wiedereingliede-
rung von Rechtsbrechern mit

hinreichender Erfolgsaussicht
betrieben werden könne, müs-
se der Strafvollzug personell
wie auch sächlich angemessen
ausgestattet werden. Weil dies
eine Grundüberzeugung sei-
ner Fraktion sei, unterstütze
er die BSBD-Forderungen
nach Ausbringung zusätzli-
cher Anwärterstellen und
schrittweisen Abbau des be-
stehenden Personaldefizits.
BSBD-Chef Bokermann
mahnte die Fortsetzung der
1997 begonnenen Überlei-
tung von Spitzenfunktionen
der Laufbahnen des mittle-
ren Dienstes (AVD, Werk-
dienst, mittlerer Verwaltungs-
dienst) in den gehobenen
Dienst an. „Durch die im Jahre
2001 wirksam werdenden Re-
striktionen erfahren die einge-
schränkten beruflichen Ent-
wicklungsmöglichkeiten der
Kolleginnen und Kollegen
nochmals eine Verschlechte-
rung. Das durch die Änderung
der Laufbahnverordnung auf
drei Jahre vor dem Erreichen
der Altersgrenze ausgedehnte
Beförderungsverbot ereilt den

Strafvollzug zu einem Zeit-
punkt, indem der bestehende
und allseits anerkannte Nach-
holbedarf an besoldungs-
strukturellen Maßnahmen
noch nicht befriedigt ist. Den
negativen Folgen und Auswir-
kungen dieser Regelungen
muss dringend abgeholfen
werden, sollen Motivation und
Leistungsbereitschaft der
Strafvollzugsbediensteten
nicht nachhaltig Schaden neh-
men“, warb der Gewerkschaf-
ter um die Unterstützung der
Parlamentarier.
Diegel verwies darauf, dass
die CDU in ihrem Programm
für Landtagswahlen 2000 ei-
nen wesentlichen politischen
Schwerpunkt bei der Inneren
Sicherheit gesetzt habe. Diese
programmatische Festlegung
gelte nicht nur in Wahlkampf-
zeiten. Hieran lasse sich die
CDU auch in ihrer politischen
Alltagsarbeit messen. Deshalb
werde sie sich nachdrücklich
dafür einsetzen, die Leistungs-
fähigkeit des nordrhein-west-
fälischen Strafvollzuges weiter
zu verbessern.

MABiS ist originäre
vollzugliche Aufgabe
BSBD-Landesvorsitzender Bo-
kermann warb bei den Parla-
mentariern darum, das Ver-
fahren MABiS (Marktorientier-
te Ausbildungs- und Beschäf-
tigungsintegration für Straf-
entlassene) auf den gesamten
Bereich des Strafvollzuges
auszudehnen. Die Vermitt-
lung von Gefangenen auf den
Arbeitsmarkt aus dem Vollzug
heraus sei eine Maßnahme der
Entlassungsvorbereitung und
gehöre in den originären Auf-
gabenbestand des Vollzuges.
Die Erprobung dieses Verfah-
rens durch Beauftragung ei-
nes externen Anbieters sei
während der Entwicklungs-
phase vertretbar gewesen.
Jetzt müsse allerdings haupt-
amtliches Vollzugspersonal
eingesetzt werden, um die er-
forderliche Kontinuität zu er-
reichen und die notwendige
Weiterentwicklung des Verfah-
rens eigenverantwortlich be-
treiben zu können. „Die dauer-
hafte Übertragung dieses Auf-

gabengebietes auf das Berufs-
förderungswerk des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes
findet nicht die Zustimmung
des BSBD. Darüber hinaus gilt
es dem Eindruck vorzubeu-
gen, der Landesregierung gehe
es vorrangig darum, das Be-
rufsförderungswerk durch ei-
nen 15-prozentigen Aufschlag
auf die Sachkosten regelrecht
zu subventionieren“, machte
der Gewerkschafter die BSBD-
Position deutlich.
Volkmar Klein sicherte dem
BSBD zu, dass seine Fraktion
Sympathie für diesen Stand-
punkt hege, schließlich seien
behandlungsorientierte Auf-
gaben, und um eine solche
handele es sich, durch das
Strafvollzugsgesetz den Straf-
vollzugsbediensteten übertra-
gen. Die Vermittlung von Ge-
fangenen in Arbeit und Brot sei
im übrigen eine Daueraufga-
be, für die auch ständiges Per-
sonal vorgehalten werden
müsse.

neue Mitgliederneue MitgliederWerben
Sie
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Neue Erkenntnisse gewonnen −
gewerkschaftliche Positionen bestätigt!
BSBD-Jugend informierte sich in Bremen

Der Arbeitskreis „BSBD-Jugend NRW“ nutzte unter der Leitung des stellvertretenden Landesvorsitzenden
Klaus Laschet seine vierte Sitzung im Jahr 2000, um sich über die Gestaltung des Strafvollzuges in Bremen zu
informieren. Für Bremen als Ziel der Exkursion war entscheidend, dass hier in sehr komprimierter Form ein
Gesamtüberblick über das vollzugliche Geschehen eines ganzen Bundeslandes gewonnen werden kann. Die
zweitägige Informationsfahrt erfolgte auf Einladung des BSBD-Landesverbands Bremen, für den Kollegin
Yvonne Saß die Organisation und Begleitung vor Ort übernommen hatte. 

Arbeitskreis BSBD-Jugend NRW: Reise nach Bremen war gewinnbringend und informativ.

Auf dem Programm stand zu-
nächst eine Führung durch die
JVA Oslebshausen. Kollege
Jens Dackow, BSBD-Landes-
vorsitzender in Bremen, be-
grüßte die nordrhein-westfäli-
sche Delegation. Ein gemein-
sames Mittagessen bot Gele-
genheit für eine erste Unter-
richtung über Ausgestaltung
und Rahmenbedingungen des
bremischen Strafvollzuges.
Strafvollzug als Pflichtaufgabe
der Bundesländer fußt auf
dem Strafvollzugsgesetz. 

Da dieses Regelwerk allerdings
Raum lässt für individuelle
Schwerpunktsetzungen, ist es
lohnend, einmal Vergleiche
anzustellen, um aus den ge-
wonnenen Erkenntnissen un-
ter Umständen Lehren für die
eigenen gewerkschaftlichen
Positionen zu ziehen. 

Im Gegensatz zu Nordrhein-
Westfalen konzentriert sich
der Strafvollzug in Bremen auf
engstem Raum. In der JVA Os-
lebshausen, einem im Kern
über 100 Jahre alten Gefäng-
nisbau, wird einerseits Unter-

suchungshaft und anderer-
seits Strafhaft an zu langjähri-
gen Freiheitsstrafen verurteil-
ten Delinquenten vollzogen.
Eine angegliederte Vollzugs-
einrichtung wird für den offen-
en Strafvollzug genutzt, wäh-

rend die JVA Blockland der
Unterbringung junger Gefan-
gener dient. In Bremerhaven
verfügt das Land außerdem
über eine Einrichtung für die
Vollstreckung kurzzeitiger
Freiheitsstrafen. 

Werkdienst: Opfer der Privatisierung!
Unter dem Deckmantel der
Verwaltungsmodernisierung
zeigen sich auch in Bremen
Tendenzen, Lösungen für die
finanziellen Probleme des Lan-
des zu Lasten der öffentlich Be-
schäftigten zu finden. Das
Zauberwort „Privatisierung“
wirft seinen unsäglichen
Schatten auch auf den Straf-
vollzug in Bremen. So wurde u.
a. das Projekt „JUDIT“ ins Le-
ben gerufen. Hierbei handelt
es sich um eine Justizdienst-
leistungsgesellschaft, die der
Aufgabe verpflichtet ist, die Ar-
beitskraft der Gefangenen ge-
winnorientiert zu vermarkten.
Dass durch diese Form des Ge-
winnstrebens die Laufbahn
des Werkdienstes praktisch

aufgelöscht worden ist, wurde
billigend in Kauf genommen. 
Nach ersten Erfahrungen mit
der Dienstleistungsgesell-
schaft dämmert es den poli-
tisch Verantwortlichen, dass
ihre Entscheidung mit gravie-
renden Mängeln und Fehlern
behaftet sein könnte. Indiz
hierfür ist die Tatsache, dass
mittlerweile die wenig lukrati-
ven Bereiche, in denen Gefan-
gene keine wirtschaftlich ver-
wertbaren Arbeitsleistungen
zu erbringen vermögen, wieder
in die Obhut und Zuständig-
keit der Vollzugsanstalten zu-
rückgegeben wurden. Künftig
werden nur noch die potentiell
gewinnträchtigen Werkbetrie-
be durch „JUDIT“ vermarktet.

Der durch das Experiment be-
wirkte Ausverkauf der Lauf-
bahn des Werkdienstes könnte
sich als schwerer Fehler erwei-
sen. 
Die Arbeit der Gefangenen ist
nicht vorrangig ein Mittel der
Kostenbegrenzung oder -redu-
zierung, sondern ein wesentli-
ches Element zur Erreichung
des gesetzlich vorgeschriebe-
nen Wiedereingliederungsauf-
trages. Wenn sich diese Er-
kenntnis auch in den verant-
wortlichen Kreisen der Politik
wieder Geltung verschafft,
wird man sich mit den kos-
tenträchtigen Auswirkungen
des jetzigen „Herumdokterns
an den Symptomen“ konfron-
tiert sehen. Eine einmal zer-
schlagene Laufbahn wieder
aufzubauen, wird sich als
schwierig erweisen.

Sind Sicher-
heitsdienste
die Lösung
für die
vollzuglichen
Probleme?
Der im Strafvollzug permanent
bestehende Personalmangel
wird in Bremen durch den Ein-
satz privater Sicherheitskräfte
aufgefangen. Im gesamten
Bremer Strafvollzug fehlen
rund 50 Dienstkräfte. Um die-
se Personallücke zu schließen,
werden Jahr für Jahr mit ei-
nem privaten Sicherheits-
dienst entsprechende Dienst-
leistungsverträge geschlos-
sen. Zwischenzeitlich hat sich
diese Lösungsalternative als
wenig sinnvoll erwiesen. Die
Einsatzbereiche der „Schwar-
zen Sheriffs“ sind zurückge-
nommen worden. Sie werden
derzeit nur noch im Nacht-
dienst verwendet, und zwar
mit eingeschränkten Kompe-
tenzen. Dass weiter auf private
Sicherheitskräfte zurückge-
griffen wird, findet nach Ein-
schätzung der Bremer Kolle-
ginnen und Kollegen seine Ur-
sache in der Tatsache, dass der
Politik die Anwesenheit von
Personal wichtiger ist als im
Krisenfall handlungsfähig zu
sein. Vielleicht liegt gerade
hierin die Erklärung, dass in
den Nachtstunden die
Dienstfahrzeuge „angeket-
tet“ werden müssen.
Auch in Nordrhein-Westfalen
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Kollegin Yvonne Saß (4. v.l.) im Kreis der Kolleginnen und Kollegen aus NRW

stand die Frage der Privatisie-
rung vor zwei Jahren auf der
Tagesordnung. Letztlich konn-
te sich der BSBD mit seinen
Positionen durchsetzen und
Schaden vom Strafvollzug ab-
wenden. 
Neben verfassungsrechtlichen
Bedenken sprechen gegen die
Privatisierung oder Teilprivati-
sierung vollzuglicher Aufga-
ben auch sozialpolitische und
moralische Bedenken. Straf-
vollzug ist jener Bereich ho-
heitlichen Handelns, in dem
das Gewaltmonopol sinnbildli-
chen Ausdruck findet. Nir-
gendwo anders wird Gewalt so
deutlich spürbar und erfahr-
bar. 
Der Begrenzung und der Über-
prüfung der Rechtmäßigkeit
staatlicher Gewaltanwendung
kommt folglich fundamentale
Bedeutung zu. Freie Gesell-
schaften haben deshalb als
wichtige Voraussetzung für
Demokratie und gesell-
schaftliches Zusammenle-
ben die Gewaltanwendung
dem Staat als Monopol über-
tragen. 
Wer dieses Gewaltmonopol
des Staates untergräbt, der
beseitigt eine der tragenden
Säulen des innergesell-
schaftlichen Friedens, der
beseitigt die für ein Zusam-
menleben so wichtige gesell-
schaftliche Solidarität und
der zerstört am Ende die De-
mokratie selbst.
Für die BSBD-Jugend stellte
sich bei ihrem Besuch in Bre-
men auch die Frage, mit wel-
chen Mitteln die privaten Si-
cherheitsdienste bezahlt wer-
den? Die Antwort: Die Finan-
zierung erfolgt aus Haushalts-
mitteln. 
Sie wird allerdings nicht aus
dem Personal-, sondern aus
dem Sachhaushalt bestritten.
Dies ist ein Versteckspiel mit
Steuergeldern. In der Öffent-
lichkeit wird der Eindruck er-
weckt, die Personalkosten
würden begrenzt. Statt dessen
nutzt man lediglich die im Si-
cherheitsgewerbe vorherr-
schenden Bedingungen des
Lohndumpings zur Haus-
haltssanierung. Für qualitati-
ve Erwägungen, geschweige
denn eine Fortentwicklung des
Strafvollzuges, um Straftätern
verstärkt Möglichkeiten zur
Rückkehr in ein selbstbe-
stimmtes Leben ohne Strafta-
ten zu ermöglichen, bleibt da
kein Raum. 
Diskutiert wurde auch das
Problem: Sind die Privaten Si-
cherheitsdienste wirklich kos-

tengünstiger? Zu dieser Frage
wurde auf die Berechnungen
des Landesverbandes NRW
verwiesen, der den politisch
Verantwortlichen in Nord-
rhein-Westfalen vorgerechnet
hat, dass private Sicherheits-
dienste keinesfalls automa-
tisch die kostengünstigste Lö-
sung für die Beseitigung per-
soneller Engpässe ist. Bei Be-
auftragung eines Sicherheits-

dienstes begibt sich das Land
jedoch generell der Möglich-
keit, unmittelbar auf das voll-
zugliche Geschehen in den
Vollzugseinrichtungen Ein-
fluss zu nehmen. Daneben
entledigt es sich seiner morali-
schen Verpflichtung, im Rah-
men seiner Aufgaben einen
sinnvollen Beitrag zur Verbes-
serung der Beschäftigungsla-
ge zu leisten, um jungen Men-

schen eine berufliche Perspek-
tive zu bieten. Im Gegenteil:
Das durch Steuergelder ge-
schaffene Gemeineigentum
wird der Gewinnmaximierung
der privaten Sicherheitsunter-
nehmen geopfert. Die Erfah-
rungen in Bremen jedenfalls
lassen den Schluss zu, dass
auch dort langsam Nachdenk-
lichkeit in der politischer
Landschaft einkehrt.

Allgemeiner Vollzugsdienst: Auch in Zukunft
tragende Säule des Vollzuges?
Mit besonderem Interesse
wurden die Arbeitsbedingun-
gen und beruflichen Perspekti-
ven der Laufbahn des allge-
meinen Vollzugsdienstes dis-
kutiert. Ungläubiges Staunen
löste bei der nordrhein-westfä-
lischen Delegation die Infor-
mation aus, dass in Bremen
Nachwuchskräfte teilweise in
den einfachen Justizdienst
eingestellt werden. Die bremi-
schen Kollegen kritisierten
diese Praxis mit dem Hinweis
auf die im täglichen Dienst
auftretenden Spannungen. So
seien die Aufgaben innerhalb
einer Vollzugsanstalt nicht in
der Weise abzugrenzen, dass
einfache Tätigkeiten durch
den einfachen und höherwerti-
ge dienstliche Verrichtungen
durch den mittleren Dienst er-
ledigt werden könnten. Viel-
mehr mischten sich die Aufga-
benfelder, so dass die prakti-
sche Arbeit keine Rechtferti-
gung für den Einsatz von Be-
schäftigten mit deutlich ab-
weichendem Status und deut-
lich unterschiedlicher Besol-
dung sei. Für das Betriebskli-
ma und den Dienstablauf, so

die Bremer Kollegen, sei dies
eine verheerende Entschei-
dung gewesen, die sich kontra-
produktiv gegenüber den frü-
heren Verhältnissen ausge-
wirkt habe. 
Für die Laufbahn des mittleren
Dienstes erfolgen in der Regel
im Frühjahr die Einstellungen.
Die Ausbildungszeit nimmt,
wie in NRW, zwei Jahre in An-
spruch. Bei der Einhaltung der
zeitlichen Vorgaben erweist
sich Bremen als vorbildlich. So
wird die mündliche Prüfung in
Bremen nur dann durchge-
führt, wenn die Prüflinge einen
entsprechenden Antrag stellen
oder die Prüfungskommission
eine Prüfung für erforderlich
hält. 
Einen Monat vor Ablauf der
Ausbildungszeit von zwei Jah-
ren wird die schriftliche Prü-
fung durchgeführt. Die Bewer-
tung der Arbeiten erfolgt im
unmittelbaren Anschluss; die
Ergebnisse werden den Prüf-
lingen umgehend mitgeteilt.
Binnen einer Frist von vier Ta-
gen können die Prüflinge − so-
fern die Prüfungskommission
nichts anderes bestimmt hat −

die Teilnahme an der mündli-
chen Prüfung beantragen oder
das Ergebnis akzeptieren. Die
Ernennung in das Beamten-
verhältnis auf Probe erfolgt
punktgenau mit Ablauf der
zweijährigen Ausbildung. 
In Nordrhein-Westfalen strebt
der BSBD aus Gründen der
qualitativen Verbesserung der
Ausbildung durch Verbreite-
rung der Ausbildungsinhalte
eine Verlängerung der Ausbil-
dungszeit auf 30 Monate an.
Da eine punktgenaue Einhal-
tung der zeitlichen Vorgaben
in Nordrhein-Westfalen nicht
sichergestellt ist, beträgt die
Ausbildungszeit faktisch be-
reits 26 Monate, so dass die
durch den BSBD angestrebte
Verbesserung der Ausbildung
auf keine unüberwindlichen fi-
nanziellen Schwierigkeiten
stoßen dürfte. Dabei sollte al-
lerdings sichergestellt sein,
dass die verlängerte Ausbil-
dungszeit nicht überschritten
wird. Insoweit könnte das in
Bremen gefundene Verfahren
auch für Nordrhein-Westfalen
beispielgebend sein. 
Nach Einschätzung der Dele-
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Das manifestierte Misstrauen: Angekettetes Dienstfahrzeug in der JVA
Oslebshausen 

gationsteilnehmer hat sich die
Reise nach Bremen gelohnt.
Neben engagiert handelnden
Kolleginnen und Kollegen
konnte der Arbeitskreis sich
ein Bild davon machen, wie die
Politik mit dem Strafvollzug
umgehen wird, wenn dieser
seine Interessen nicht wirk-
sam in der Öffentlichkeit zur
Geltung bringen kann. Die

Gastfreundschaft der Bremer
BSBD-Kolleginnen und Kolle-
gen hat beim Arbeitskreis ei-
nen nachhaltig positiv Ein-
druck hinterlassen. Die BSBD-
Jugend NRW bedankt sich bei
der Kollegin Yvonne Saß und
dem Kollegen Jens Dackow
für diese unvergesslichen Tage
in der alten Hansestadt Bre-
men.

Stress im Vollzugsalltag
Die durch unseren Artikel in der Ausgabe 6/2000 in „Der Vollzugs-
dienst“ ausgelöste Diskussion und die an anderer Stelle dieser Ausga-
be abgedruckte Stellungnahme der „Arbeitsgruppe PTSD“ geben Ver-
anlassung, uns erneut zu diesem schwierigen und komplexen, aber
auch wichtigen Thema zu äußern. Dabei wollen wir den Eindruck ver-
meiden, dass hier ein Expertenstreit ausgetragen wird, bei dem die ei-
gentlich betroffene Berufsgruppe staunend außen vor steht und sich
die Kenner der Materie in der absoluten Minderheit befinden.

Neben einigen Betroffenheits-
Reaktionen wurde durch die
Veröffentlichung in der letzten
Ausgabe dieser Fachzeitschrift
eine lebhafte Kontroverse über
den Sinn von Maßnahmen im
Zusammenhang mit dem so
genannten „Post Traumatic
Stress Disorder“ (PTSD) ent-
facht, die der Sache nur gut
tun kann. Für die Initiatoren
aus der „Arbeitsgruppe PTSD“
spricht eindeutig, dass sie sich
der Diskussion auch in den
Personalräten stellen. Das ist
nicht immer einfach und zeugt
von Mut, Initiativgeist und
nicht zuletzt auch eigener
Überzeugung. Es ist sicher
auch ein Verdienst der Grup-
pe, dass sich in den Köpfen von
Vorgesetzten inzwischen et-
was verändert hat. Dem Befin-
den von Bediensteten, insbe-
sondere nach schwerwiegen-
den Ereignissen, wird wesent-
lich größere Aufmerksamkeit
gewidmet. Nur kann eine ge-
wisse laienhafte Euphorie da-
bei nicht ganz ausgeschlossen
werden. Es wird in den Vorträ-

gen durch die Mitglieder der
Arbeitsgruppe nicht immer im
Zusammenhang argumen-
tiert. Wenn beispielsweise ein
Psychologe eines Bundes-
wehrkrankenhaus zitiert wird,
der angeblich gesagt haben
soll, man könne Menschen
nicht auf Extremsituationen
vorbereiten, so ist das
schlichtweg falsch. 
Es ist nicht zu leugnen, das der
Begriff PTSD eine gewisse Nä-
he zum Zeitgeist aufweist. Die
Ereignisse im Kosovo, in En-
schede, Eschede, Brühl, Ka-
prun usw. haben die Sensibili-
tät der Medien und damit der
Gesellschaft geschärft, was
wiederum auch Politiker elek-
trisiert. Aber das allein spricht
bestimmt nicht gegen eine Sa-
che. 
Interessanter ist da schon,
dass nach Bekunden der „Ar-
beitsgruppe PTSD“, die sich
selbst Fachgruppe nennt, was
den Schluss nahe legt, dass
hier Leute vom Fach am Werke
sind, seit Juli 2000 45 Fälle in
Bielefeld aufgetreten sein sol-

len, die den Einsatz PTSD-ge-
schulten Personals erforder-
lich machten. Das erinnert −
mit Verlaub gesagt − ein wenig
an das Ansteigen von diagno-
stiziertem Kindesmissbrauch
in Kindergärten, nachdem die
Kindergärtnerinnen an einem
Kurs zur Erkennung von sexu-
ellem Missbrauch an Kindern
teilgenommen hatten. Welche
positiven Effekte lassen sich
denn nachweisen? Gibt es eine
Reduzierung der Krankenquo-
te? Unseres Wissens nicht!
Die Behauptung, eine Befra-
gung hätte stattgefunden, ist
zwar beeindruckend, erfüllt so
aber noch nicht das Qualitäts-
merkmal eines anzustreben-
den seriösen, geschweige denn
wissenschaftlichen Stan-
dards.
Wir möchten unseren Stand-
punkt deshalb noch einmal
konkretisieren und von jeder
Form früherer Polemik − das
sei zugestanden − befreien:
Wir bemängeln, dass der An-
satz der „Arbeitsgruppe PTSD“ 
● sich zu sehr auf die Befind-

lichkeit von Betroffenen
nach einer schweren Krise
beschränkt, 

● zu sehr das sensationelle Er-
eignis fokussiert und dem
alltäglichen Stress zu wenig
Aufmerksamkeit zollt,

● sich einseitig auf die Ausbil-
dung des PTSD-Personals
beschränkt und die eigent-
lich bzw. potenziell Betroffe-
nen eher abseits stehen
lässt;

● nach Erstsprecher und So-
zialem Ansprechpartner
(vielleicht gibt es ja noch
mehr...) eine weitere Katego-
rie von Ansprechpartnern
einführt;

● eine ständige Rufbereit-
schaft eines so genannten
„kollegialen Ansprechpart-
ners“ (siehe unten) personell
und finanziell viel zu auf-
wendig ist;

● das Vertrauen zu einem an-
staltsfremden „zentralen
Kriseninterventionsteam“
falsch einschätzt, zumal das
Vertrauensverhältnis zu den
vorhandenen Ansprech-
partnern in den Anstalten
schon begrenzt ist.

Das inzwischen dem Justizmi-
nisterium vorgelegte Konzept
der „Arbeitsgruppe PTSD“
macht deutlich, dass unsere
Kritik durchaus berechtigt ist.
Im Kern reduziert sich der Ent-
wurf auf zwei Maßnahmen:
1. Die Installation und Qualifi-

kation eines zentralen Kri-
seninterventionsteams, das

für die Auswahl, Supervi-
sion, Betreuung in beson-
ders schwierigen Fällen, Or-
ganisation regelmäßiger
Treffen und die Dokumenta-
tion der Tätigkeit zuständig
sein soll. 

2. Die Ausbildung so genannter
kollegialer Ansprechpartner
in jeder Justizvollzugsein-
richtung, die im Fall der Fälle
tätig werden sollen, kann
nur dann erfolgreich umge-
setzt werden, wenn glaub-
würdiges Personal, dass
das Vertrauen aller besitzt,
in genügender Zahl zur Ver-
fügung steht.

Ein Beamter erlebt täglich
Stress. Nach unseren Erfah-
rungen in annähernd 50 Semi-
naren, die wir inzwischen zu
diesem Thema durchgeführt
haben, und nach den Erfah-
rungen bei der Durchführung
des Anti-Stresstrainings an
der Justizvollzugsschule sind
es gar nicht so sehr die Ex-
tremsituationen mit Gefange-
nen, die den Dauerstress er-
zeugen; vielmehr verursachen
die Kollegen, die Vorgesetzten
und die Organisation den mei-
sten Stress. 
Das findet im vorgelegten Kon-
zept der „Arbeitsgruppe PTSD“
kaum Beachtung. Strafvoll-
zugsbedienstete sollten auf-
grund ihrer psychischen Ver-
fassung genügend stabil sein.
Das ist eine Forderung, die
schon bei der Bewerberaus-
wahl, wenn sie denn ordent-
lich durchgeführt wird, erfüllt
werden kann. Sicher reicht
das nicht. 
Der psychische Vollzugsher-
kules wird glücklicherweise
noch nicht geklont. 
Schon aus Fürsorgegründen
muss der Vollzugsbeamte auf
spezielle Weise vorbereitet
werden. Wenn man o.a. Bun-
deswehrpsychologen fragen
würde, würde dieser mit Si-
cherheit bestätigen, dass eine
Nachsorge nur im Glücksfall
massiv lindern, aber die
Schockfolgen nicht heilen
kann. Zudem ist in schwerwie-
genden Fällen eine psychothe-
rapeutische Behandlung er-
forderlich, die weder ein „Kolle-
gialer Ansprechpartner“ noch
vollzugliches Fachpersonal lei-
sten können, was auch von der
„Arbeitsgruppe PTSD“ nicht
bestritten wird. Die entspre-
chende Diagnose muss von
Fachleuten erstellt werden.
Letztere können u.E. nur Psy-
chologen oder Ärzte mit klini-
scher Ausbildung sowie thera-
peutischem Grundwissen
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Der Tagesablauf in einer Vollzugseinrichtung ist minutiös geplant und strukturiert. Essen-
ausgabe und Aufenthalt im Freien müssen durch die Kolleginnen und Kollegen mit ihrem
täglich stressauslösendem Konfliktpotential gemeistert und bewältigt werden.

sein. Wir fordern deshalb eine
intensive Schulung aller Be-
diensteten im Umgang mit
Stresssituationen. Dieses
Anti-Stresstraining (AST)
sollte kombiniert werden mit
der Einübung von Eingriffs-
und Sicherungstechniken
(EST), wie dies bereits an der
Justizvollzugsschule NRW
praktiziert wird (vergleiche den
Artikel „Deeskalation und
Krisenmanagement: Nur ei-
ne Frage von Eingriffstech-
niken?“ in dieser Ausgabe).
Beide Ansätze, Anti-Stress-
training und Eingriffs- und Si-
cherheitstechniken, setzen die
Bediensteten in die Lage, Kri-
sen auf professionelle und ef-
fektive Weise unter Berück-
sichtigung des Grundsatzes
der Verhältnismäßigkeit zu be-
herrschen und zu bewältigen.
Neben der Ausbildung bedarf
dies eines ständigen Trainings
der Bediensteten. Sind sie
nicht sensibilisiert und präpa-
riert, werden sie in ernsthafte-
ren Krisen nicht nur leichter
überreagieren, sondern auch
psychisch und letztlich phy-
sisch viel eher nachhaltigen
Schaden nehmen. 
Falls dann noch Bedarf für ei-
ne Nachsorge besteht, hat na-
türlich auch das PTSD-Kon-
zept seine Berechtigung. 
Unseres Erachtens sollte man
zur Behandlung der PTSD-
Problematik in den Anstalten
stärker auf bereits vorhande-
nes, erfahrenes und qualifi-
ziertes Personal zurückgrei-
fen, das möglichst außerhalb
der Linienfunktionen in der
Vollzugshierarchie steht, das
sich in entsprechenden Situa-

tionen auf absolutes Still-
schweigen berufen können
muss, und das immer noch
das meiste Vertrauen der Be-
diensteten besitzt. Zu denken
wäre dabei an berufserfahre-
ne, durch Vorbildung sensibi-
lisierte, aufmerksame Kolle-
ginnen und Kollegen der un-
terschiedlichsten beruflichen
Provenienz. 
Das eigentliche Problem liegt
nach unserem Dafürhalten
aber ganz wo anders: 
● Den Bediensteten werden

immer neue zusätzliche
Aufgaben aufgebürdet,
während die finanzielle
Anerkennung der Arbeit

durch Sparmaßnahmen
zurückgenommen wird.

● Die Anstalten sind perma-
nent überbelegt, was zu ei-
ner zusätzlichen Bela-
stung der bereits ange-
spannten Personalsitua-
tion führt.

● Ein kaum nachvollziehba-
res Belohnungssystem
(Prämien, Beförderungen)
erhöht den Frust unter den
Kolleginnen und Kollegen
eher, als dass es ihn be-
grenzt.

● In Menschenführung
kaum ausgebildete „Füh-
rungskräfte“ reagieren
mitunter unsensibel auf

Belastungssymptome ih-
rer Mitarbeiter. Entlar-
vend ist dabei das Gerede
von den „Personalressour-
cen“, die nach der Vorstel-
lung mancher Vorgesetz-
ter wie Schachfiguren hin-
und hergeschoben werden
können!

Angesichts dieser Fülle beste-
hender Probleme kuriert das
„PTSD-Konzept“ lediglich an
den Symptomen herum und
verstellt mehr den Blick auch
die eigentlichen Ursachen, als
dass er ihn erhellt. 

Theo Wieczorek
Peter Rasche

Wohnen im Alter
Für die Lebenszufriedenheit im Alter spielt das Wohnen und das priva-
te Milieu eine zunehmend wichtige Rolle. Eine seniorengerechte Aus-
stattung und Einrichtung der Wohnung und deren Umfeld sind ent-
scheidend für Sicherheit, Selbständigkeit, Bequemlichkeit und Lebens-
qualität. Gleichermaßen werden die Bedingungen für eine eventuell
notwendig werdende häusliche Pflege wesentlich erleichtert. Den spe-
zifischen Bedürfnissen älterer Menschen sollte durch die Wahl der rich-
tigen Wohnform Rechnung getragen werden.

Um die private Wohnsituation
den sich verändernden Le-
bensbedingungen im Alter an-
zupassen, sollte sich jeder Be-
troffene die nachfolgenden
Fragen erst einmal selbst be-
antworten:

● Lässt meine wohnliche Si-
tuation einschließlich mög-
licher Veränderungen einen
Verbleib in der jetzigen Woh-
nung zu?

● Macht mein körperlicher
Zustand die Wahl einer an-

deren Wohnform notwen-
dig?

● Kann ich mir nach Abwä-
gung aller familiären und so-
zialen Aspekte überhaupt ei-
nen Umzug in eine andere
Wohnform vorstellen?

● Lässt meine finanzielle Si-
tuation (evtl. Vermögen und
Versorgung) einen Umzug
zu?

Es ist wichtig, sich frühzeitig
mit den unterschiedlichen
Möglichkeiten des Wohnens
im Alter vertraut zu machen,

damit in Ruhe und ohne Zeit-
druck die Angebote geprüft
und eine Entscheidung getrof-
fen werden kann.
Will man in der eigenen Woh-
nung mit eventuellen Dienst-
leistungen und mit eventueller
Wohnraumanpassung verblei-
ben, so kann man Dienstlei-
stungen wie zum Beispiel
Hauswirtschafts- oder Pflege-
dienste in Anspruch nehmen.
Bei einer eventuellen Wohn-
raumanpassung an die Be-
dürfnisse altersgerechten
Wohnens wird die Wohnung
nach individueller Beratung
baulich-technisch mit dem
Ziel verändert, dem älteren
Menschen ein selbständiges
Leben in der eigenen Wohnung
zu ermöglichen. Sicher möch-
ten die meisten älteren Men-
schen in ihren eigenen vier
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Eine bodenbündige Dusche oder ein Badecoupé sind sinnvolle Hilfen zur
Erleichterung der täglichen Körperpflege.

Wänden
bleiben, ins-
besondere
wegen der
vertrauten
Umgebung. 
Darum soll-
te als aller
erstes ge-
prüft wer-
den, welche

Möglichkeiten es gibt, ein al-
tersgerechtes Wohnumfeld
durch bauliche Anpassung der
Wohnung und der Wohnungs-
ausstattung zu schaffen.
Eine seniorengerechte Aus-
stattung der Wohnung bringt
mehr Bequemlichkeit, mehr
Lebensqualität und erhält
die individuelle Selbständig-
keit.
Ziel der Wohnungsanpassung
ist es, die Wohnung mit Hilfs-
mitteln und Gegenständen so
auszustatten, dass sie den Be-
dürfnissen des älteren Men-
schen entsprechen und eine
selbständige Lebensführung
auch bei bestehenden körper-
lichen Einschränkungen ge-
statten. Zunächst gilt es, Platz
zu schaffen für mehr Bewe-
gungsfreiheit. Von überflüssi-
gen Möbeln sollte man sich
folglich trennen. Dies tut der
Gemütlichkeit keinen Ab-
bruch, zumal freie Flächen
mehr Großzügigkeit vermit-
teln und vor allem in kleinen
Räumen den Eindruck von Be-
engtheit vermeiden. Besonde-
res Augenmerk ist möglichen
Stolperfallen zu widmen.
Hochstehende Teppichkan-
ten, lose Läufer, frei liegende
Kabel sollten unbedingt ver-
mieden werden. Und natürlich
sollte auch das wackelige
Tischlein und die kippelige
Stehlampe der Sicherheit zu-
liebe durch funktionale, prak-
tische, aber auch formschöne
Möbel ersetzt werden. 
Von besonderer Bedeutung ist
die Ausstattung des Bades. So
sollte das Waschbecken hö-
henverstellbar angebracht
werden, damit es sowohl im

Stehen als auch im Sitzen be-
nutzt werden kann. Für die
WC-Anlage hält das Handwerk
Haltegriffe bereit, um die kör-
perlichen Belastungen zu re-
duzieren.
Bestehen körperliche Ein-
schränkungen in einer Weise,
das die Nutzung eines Wan-
nenbades auf unüberwindli-
che Schwierigkeiten stößt,
empfiehlt sich die Installation
einer bodenbündigen Dusche,
aber auch der Einbau eines
Badecoupés kann eine sinn-
volle Alternative darstellen.
Bereitet älteren Menschen in-
folge körperlicher Gebrech-
lichkeit das Telefonieren, das
Einschalten des Lichts, das
Öffnen der Fenster oder die Be-
dienung von Radio und Fern-
seher zunehmend Probleme,
kann eine durch Sprache akti-
vierte integrierte Umgebungs-
steuerung sinnvolle Abhilfe
schaffen. Sachkundige Bera-
tung hilft bei der Auswahl der
richtigen Maßnahmen, bei
notwendigen Absprachen mit
Vermietern und Handwerkern
und bei der Ermittlung der
günstigsten Finanzierungsva-
riante einschließlich der Er-
langung finanzieller Hilfen.
Durch Zuschüsse der Pflege-
kassen zu den notwendigen In-
stallationen wird im übrigen
dem gesetzlichen Grundsatz
„häusliche Pflege vor statio-
närer Pflege“ Rechnung getra-
gen.
Unabhängig davon, ob es im
Augenblick erforderlich ist,
sollte man sich über die beste-
henden vielseitigen Möglich-
keiten von Wohnungsanpas-
sungsmaßnahmen informie-
ren. Wenn Sie sich mit dem
Gedanken tragen, von den
Möglichkeiten der Woh-
nungsanpassung Gebrauch
zu machen, steht Ihnen der
BSBD-Pensionärsvertreter,
Kollege Heinrich Hohlfeld,
Wichernstraße 8, 52525
Heinsberg, Tel.: 02451/
3315, gern mit Rat und Tat
zur Seite.

Heinrich Hohlfeld

Bundesministerin der Justiz Prof.
Dr. Herta Däubler-Gmelin

Ehrung von Vollzugsbediensteten:

Theodor und Friedericke
Fliedner-Medaille
erstmalig übergeben

Die älteste Justizvollzugsanstalt, die in Deutschland noch betrieben
wird, die Justizvollzugsanstalt Waldheim in Sachsen, wurde 1716
vom Schloss zum Zuchthaus umgewidmet. Am 24. November 2000
wurde in dieser Strafanstalt das erste Mal in der Geschichte des Deut-
schen Justizvollzuges die von einem privaten Stifter ins Leben gerufene
Theodor und Friedericke Fliedner-Medaille für humanitäres Handeln
im Strafvollzug verliehen. Bundesjustizministerin, Prof. Dr. Herta
Däubler-Gmelin, sowie Vertreter der sächsischen Staatsregierung und
mehrerer Landesjustizverwaltungen nahmen an der eindrucksvollen
Feierstunde in der im gotischen Baustil errichteten Anstaltskirche der
Justizvollzugsanstalt Waldheim teil. 

Die Bundesjustizministerin
würdigte in ihrer Festanspra-
che die Verdienste von Voll-
zugsbediensteten und ehren-
amtlichen Betreuerinnen und
Betreuern um die Fortentwick-
lung des Behandlungsstraf-
vollzuges in Deutschland und
bekannte sich mit Nachdruck
zu den Zielen des Strafvoll-
zugsgesetzes. Sie wies an hi-
storischer Stätte auf unglück-
liche Entwicklungen im deut-
schen Strafvollzug hin und er-
innerte an die Waldheimer Pro-
zesse, welche nach 1945 viel
Elend über 3.500 Menschen
brachten, die von der sowjeti-
schen Geheimpolizei festge-
nommen worden waren. Die
der aktiven Mitarbeit in Nazi-
Deutschland verdächtigten
Personen waren von in nur we-
nigen Monaten „geschulten
Volksrichtern“ in Schnellver-
fahren zum Tode (32 Fälle) und
zu langen Freiheitsstrafen ver-
urteilt worden. Waldheim, eine
heute mit 500 Gefangenen be-
legte Vollzugseinrichtung, war
das Elendsquartier der fast
3.500 Menschen gewesen. In
der Nacht vom 03. zum 04. No-
vember 1950 waren 26 der 32
Todesurteile vollstreckt wor-
den.
Fast genau 50 Jahre später,
am 24. November 2000, wur-
den in Waldheim Menschen
geehrt, die „durch ihr Handeln

zu einem menschlicheren
Strafvollzug beigetragen ha-
ben“.
Ein unabhängiges Kuratorium
hatte aus dem Kreis der zahl-
reich vorgeschlagenen Frauen
und Männer drei Personen
ausgewählt, auf welche die in
der Satzung der Stiftung ent-
haltene Formulierung am be-
sten passte, wonach besonde-
res humanitäres Engagement
im Strafvollzug ausgezeichnet
werden sollte. Der stellvertre-
tende Bundesvorsitzende,
Friedhelm Sanker (Herford),
hatte für den BSBD im Kurato-
rium mitgewirkt.

Die Preisträger
Aber nicht deshalb, sondern
wegen seiner langjährigen Ver-
dienste um die Fortentwick-
lung eines humanen Strafvoll-
zuges in der Justizvollzugsan-
stalt Düsseldorf, erhielt das
langjährige BSBD-Mitglied
und Leiter des allgemeinen

Vollzugsdienstes der Düssel-
dorfer Anstalt, Justizvollzugs-
oberinspektor Bernd Weigelt,
eine der drei vergebenen Me-
daillen. Der Präsident des Ju-
stizvollzugsamts Rheinland,
Dr. Klaus Koepsel, konnte
mühelos die zahlreichen Ver-
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Bernd Weigelt

dienste von Justizvollzugs-
oberinspektor Weigelt zusam-
mentragen, die deutlich mach-
ten, dass dieser Beamte in vor-
bildlicher Weise menschlichen
Umgang mit Gefangenen prak-
tiziert und inzwischen zum
Vorbild für viele Bedienstete
seiner Anstalt geworden ist.
Der Leiter der Strafvollzugsab-
teilung des sächsischen
Staatsministeriums der Ju-
stiz, Ministerialdirigent Ha-
rald Preusker, würdigte die
großen Verdienste, die sich
Pfarrer Ulrich Schleinitz,
Vorsitzender des Anstaltsbei-
rats der Justizvollzugsanstalt

Waldheim, nach 1989 in Zei-
ten des Umbruchs für die Fort-
entwicklung eines menschli-
chen Strafvollzuges in Sach-
sen erworben hatte. Die Perso-
nalratsvorsitzende der Justiz-
vollzugsanstalt Hohenleuben
(Thüringen) hob in ihrer Lau-
datio die besonderen Verdien-
ste der dritten Preisträgerin,
Justizvollzugsamtsinspekto-
rin Chrystyna Scholz, hervor,
die noch vor der Wende in Zei-
ten der ehemaligen DDR und
insbesondere danach Behand-
lungsangebote für Gefangene
in ihrer Freizeit entwickelt hat-
te und die sie seit vielen Jahren
mit Engagement betreibt.

In allen Ansprachen ist sehr
deutlich geworden, dass die
Geehrten stellvertretend für
viele andere engagierte Voll-
zugsbedienstete die Theodor
und Friedericke Fliedner-Me-
daille erhalten haben. Die gol-
dene Medaille wurde zusam-
men mit einer Ehrenurkunde,
einem Geldbetrag und einer
goldenen Anstecknadel über-
geben. 

Die Preisträger waren mit ih-
ren Angehörigen aus Anlass
der Veranstaltung Gast der
Stiftung. Professor Dr. Hans-
Dieter Schwind von der Ruhr-
universität Bochum übergab

anschließend fünf Ehrenna-
deln der Stiftung an weitere
engagierte ehrenamtliche Be-
treuerinnen und Betreuer so-

wie Anstaltsbedienstete aus
den Bundesländern Schles-
wig-Holstein, Niedersachsen
und Nordrhein-Westfalen.

Waldheim − Anstalt 
mit Vergangenheit
Alle Teilnehmer waren von der
fast dreistündigen festlichen
Veranstaltung sehr beein-
druckt. Die Festansprachen in
der Kirche einer Anstalt, in
welcher sowohl im Dritten
Reich als auch in der unmittel-
baren Nachkriegszeit Men-
schen unter unwürdigen Be-
dingungen ihrer Freiheit be-
raubt worden waren, werden
genauso unvergesslich blei-
ben, wie der von einer Schau-
spielerin vorgetragene Brief
von Thomas Mann an Walter
Ulbricht aus dem Jahre 1950,
in welchem Thomas Mann um
mitmenschliches Umgehen
mit den − auch aus seiner
Sicht − zu Unrecht in Wald-
heim zu langjährigen Frei-
heitsstrafen verurteilten „Mit-
läufern“ des Dritten Reiches
bat.
Alle versammelten Führungs-
kräfte des deutschen Justiz-
vollzuges beschlich das Gefühl
des Unbehagens als ihnen vor
Augen geführt wurde, welch

unsägliches Elend oft für lange
Jahre hinter den früheren
Zuchthausmauern bestanden
hat. Es machte schon nach-
denklich, dass einer der
Hauptpreisträger − der Vorsit-
zende des Beirats der Justiz-
vollzugsanstalt Waldheim − in
seiner Dankesrede den sächsi-
schen Volksspruch zitierte:
„Wer nichts wagt, kommt
nicht nach Waldheim!“
Waldheim als Schreckge-
spenst für Duckmäuser ist ein
von der deutschen Geschichte
heimgesucht gewesener Platz.
Um so besser war es, gerade
hier daran zu erinnern, dass
sich schon im 19. Jahrhundert
Menschen wie Friedericke und
Theodor Fliedner um inhaftier-
te Rechtsbrecher und entlas-
sene Gefangene intensiv ge-
kümmert haben und dass aus
der Betreuung weiblicher ent-
lassener Gefangener letztlich
der Beruf der Krankenschwe-
ster entstanden ist.

Fortsetzung auf Seite 48

Nachruf

Am 23.11.2000 verstarb der Leiter der Justizvollzugschule
des Landes Nordrhein-Westfalen,

Leitender Regierungsdirektor

Walter Ittel
Viel zu früh und mitten in seinem tatkräftigen Wirken ist er
von uns gegangen. Betroffen und voller Trauer nehmen wir
Abschied von einem weitsichtigen und fachkompetenten
Ratgeber, einem gerechten und fürsorglichen Vorgesetz-
ten, einem allseits hochgeschätzten Kollegen.

Seit über 15 Jahren hat er die Geschicke und das Erschei-
nungsbild der Justizvollzugsschule maßgeblich geprägt.
Nicht zuletzt ihm verdankt sie ihren guten Ruf als zentrale
Ausbildungsstätte unseres Landes für Bedienstete des all-
gemeinen Vollzugsdienstes, des Werkdienstes und des
mittleren Verwaltungsdienstes. 

Gerade diese Berufsgruppen verlieren in ihm einen uner-
müdlichen Förderer und Fürsprecher. Bis zuletzt hat er an
der Reform der Ausbildung, die ihm immer eine Herzensan-
gelegenheit war, engagiert mitgewirkt und sie vor-
angebracht. Sein Wirken und seine Ideen haben auf den
Strafvollzug und das Bewusstsein der Strafvollzugsbedien-
steten nachhaltigen Einfluss ausgeübt. Als aktives BSBD-
Mitglied hat Walter Ittel mit seiner Fachkompetenz und sei-
nem visionären Denken wesentlichen Einfluss auf die örtli-
che Gewerkschaftsarbeit ausgeübt.

Wir trauern mit den Angehörigen um einen verdienten Be-
hördenleiter, um einen mitfühlenden und verständnisvol-
len Menschen, der für viele mehr als nur ein Vorgesetzter
war.

Wir werden unserem Kollegen Walter Ittel ein ehrendes und
uns allzeit verpflichtendes Andenken bewahren.

Für den
Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands

Ortsverband Justizvollzugsschule Wuppertal
Ulrich Klostermann

Ortsverbandsvorsitzender
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Musterklageschrift
Klage

der Sybille Musterfrau, Musterstr. 1, Musterhausen
(Name und Anschrift des Mitgliedes)- Kläger/in -

gegen
das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch

- Beklagte -
wegen

Besoldungs-/Versorgungskürzung um 0,2 % der linearen Be-
soldungs-/Versorgungssteigerungen.

Wegen der Kürzung der Besoldungs- bzw. Versorgungsbezüge
um 0,2 % zwecks Aufbau einer Versorgungsrücklage erhebe ich
Klage und beantrage

den Bescheid vom in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom aufzu-
heben und den Kürzungsbetrag ab dem 01.06.1999 zu
zahlen.

Weitergehend beantrage ich, 
das Verfahren bis zum rechtskräftigen Abschluss des
Musterverfahrens, das unter dem Aktenzeichen 26 K
1533/00 beim Verwaltungsgericht Düsseldorf geführt
wird, ruhen zu lassen.

Begründung:

In § 14 a BBesG ist die Pflicht des Bundes und der Länder ge-
regelt, Versorgungsrücklagen als Sondervermögen aus der
Verminderung der Besoldungs- und Versorgungsanpassun-
gen zu bilden. Das Besoldungs- und Versorgungsniveau soll
in 15 gleichmäßigen Schritten von durchschnittlich 0,2 %
um mind. 3 % in der Zeit vom 1. Januar 1999 bis 31. Dezem-
ber 2013 durch Verminderung der jeweiligen Besoldungsan-
passung abgesenkt werden. Von dieser Ermächtigung hat
der Bundesgesetzgeber erstmalig mit Wirkung zum 1. Juli
1999 Gebrauch gemacht. Demzufolge ist in Artikel 1 Abs. 4
des Gesetzes über die Anpassung von Dienst- und Versor-
gungsbezügen in Bund und Ländern 1999 (BBVAnpG 99) ge-
regelt worden, dass die Besoldungserhöhungssätze, die für
Besoldungs- und Versorgungsempfänger gelten, nach § 14 a
des Bundesbesoldungsgesetzes um 0,2 % vermindert sind.
Ich wende mich gegen die Minderung der Besoldungserhö-
hung bzw. Versorgungserhöhung um 0,2 % zur Bildung einer
Versorgungsrücklage. 
Das Beamtenrecht wird geprägt durch das öffentlich-rechtli-
che Dienst- und Treueverhältnis zwischen dem Beamten
und seinem Dienstherrn. Seine Grundprinzipien sind die
amtangemessene Alimentation im Alter und die Versorgung
aus dem letzten Amt. Die Beamtenversorgung unterscheidet
sich daher grundlegend von anderen Alterssicherungssyte-
men und schließt eine eigene − auch befristete − „Beteili-
gung“ der Beamten an ihren Versorgungsbezügen aus. Es ist
Aufgabe des Dienstherrn, Versorgungszahlungen ange-
sichts der demografischen Entwicklung durch Rücklagen
oder durch laufende Haushalte sicher zu stellen. Daraus
aber abzuleiten, dass die Beamten selbst aus ihren amtange-
messenen Bezügen diese Rücklage mit zu finanzieren hät-
ten, widerspricht dem Grundgedanken des Alimentations-
prinzips, den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeam-
tentums und damit Artikel 33 Abs. 5 Grundgesetz. Von daher
ist die Klage begründet.
Da bereits mehrere Musterverfahren vor den verschiedenen
Verwaltungsgerichten, u.a. beim Verwaltungsgericht Düs-
seldorf unter dem Aktenzeichen 26 K 1533/00, geführt wer-
den, wird aus verfahrensökonomischen Gründen darum ge-
beten, dieses Verfahren bis zum rechtskräftigen Abschluss
des oben bezeichneten Musterverfahrens ruhen zu lassen.

(Unterschrift)

Versorgungsrücklage
und kein Ende?
Ansprüche auf rückwirkende
Besoldungserhöhung sichern

In der letzten Ausgabe dieser Fachzeitschrift (6/2000) haben wir dar-
über informiert, das § 14 a des Bundesbesoldungsgesetzes die Pflicht
des Bundes und der Länder regelt, Versorgungsrücklagen als Sonder-
vermögen aus der Verminderung der Besoldungs- und Versorgungs-
anpassungen zu bilden. In gleichmäßigen Schritten soll das Besol-
dungs- und Versorgungsniveau in der Zeit vom 1. Januar 1999 bis 31.
Dezember 2013 um insgesamt 3 Prozent abgesenkt werden. 

Umgesetzt werden soll diese
Zielsetzung durch Reduzie-
rung der jeweiligen Besol-
dungsanpassungen. Von die-
ser Ermächtigung hat der
Bundesgesetzgeber mit Wir-
kung vom 1. Juni 1999 Ge-
brauch gemacht. Die befristete
Regelung sieht in dem genann-
ten Zeitraum die Minderung
der Besoldungs- und Versor-
gungserhöhungen um jeweils
0,2 Prozent (insgesamt 3 Pro-
zent) und die Bildung eines
Sondervermögens vor. Ziel die-
ser Regelung ist es, die Alters-
versorgung der Beamten auf
Dauer finanzierbar zu halten.
Der Beitrag enthielt als Hilfe-
stellung für die Kolleginnen

und Kollegen zur Geltendma-
chung der individuellen Rech-
te sowohl einen Musterantrag
an das Landesamt für Besol-
dung und Versorgung in Düs-
seldorf als auch einen Muster-
widerspruch. 
Zwischenzeitlich sind einige
Verfahren soweit gediehen,
dass Klage vor dem jeweils zu-
ständigen Verwaltungsgericht
zu erheben ist. Bitte beachten
Sie, dass in diesem Fall die
vierwöchige Frist zur Erhe-
bung der Klage unbedingt ein-
gehalten werden muss. Zur Er-
leichterung einer korrekten
Sachbehandlung drucken wir
nebenstehend eine Musterkla-
geschrift ab.

Öffentliche Anerkennung
verbessert das Ansehen
Dem deutschen Strafvollzug
tut es gut, wenn von maßgeb-
licher Seite justizpolitisch ver-
deutlicht werden kann, dass
Menschlichkeit im Umgang
mit Gefangenen einen hohen
Wert hat und dass herausra-
gendes, humanitäres Engage-
ment es wert ist, in der Öffent-
lichkeit ausgezeichnet zu wer-
den. Die Verwaltungen der
deutschen Justizvollzugsan-
stalten brauchen sich in heuti-
ger Zeit ihres Vollzugssystems
nicht zu schämen. Bei allen
Unzulänglichkeiten, die in per-
soneller und baulicher, aber
auch in konzeptioneller Hin-
sicht bestehen, muss festge-
halten werden, dass ein un-
würdiger Vollzug, wie er in frü-
heren Zeiten in Waldheim oft
betrieben wurde, gegenwärtig
nicht existiert. Umso wichtiger
ist es, öffentlich auszuspre-
chen, dass Menschen hinter
diesen positiven Veränderun-
gen stehen, die der Strafvoll-
zug in Deutschland in den letz-
ten Jahrzehnten durchge-
macht hat. Die Internationale

Stiftung zur Förderung von
Kultur und Zivilisation ist be-
reit, jedes Jahr erneut den
Theodor und Friedericke Flied-
ner-Preis zu vergeben. Die Be-
rufsverbände, allen voran der
für den Deutschen Justizvoll-
zug so wichtige Bund der Straf-
vollzugsbediensteten, sind
aufgerufen, geeignete Kandi-
daten für diesen Preis zu nen-
nen. Aber auch die Justizvoll-
zugsanstalten Deutschlands
und die Insassenvertretungen
der Gefangenen sowie ehren-
amtliche Betreuer sollten dem
Kuratorium weitere Vorschlä-
ge unterbreiten. Geehrt wer-
den können Menschen, die
durch ihr Handeln in besonde-
rer Weise zu der Entwicklung
eines menschlicheren Straf-
vollzuges beigetragen haben.
Vorschläge für die nächste
Preisverleihung sind an Herrn
Ministerialdirigenten Harald
Preusker, Sächsisches Staats-
ministerium der Justiz in
Dresden zu senden und kurz
zu begründen.

Dr. Klaus Koepsel


